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Präambel 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz beziehen sich grundsätz-

lich auf alle Geschlechter. 

 

I Allgemeines 

Geltungsbereich und Zweck Art. 1  

1 Das Baugesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet. Es dient der zielgerichteten 

räumlichen Entwicklung des Siedlungs- und Landschaftsraums im kommunalen 

und regionalen Zusammenhang und regelt das Bau- und Planungswesen, soweit 

die Gemeinde hierfür zuständig ist.  

2 Bei Planungen und bei der Erteilung von Baubewilligungen sind neben den kom-

munalen Vorschriften die einschlägigen Bestimmungen des eidgenössischen 

und kantonalen Rechts einzuhalten. Neu in Art. 87 BauG. 

 

Regionale Zusammenarbeit Art. 2  

1 Die Gemeinde kann in Fragen der Raumentwicklung aktiv mit den benachbar-

ten Gemeinden und der Region zusammenarbeiten. Sie wirkt insbesondere in 

überkommunalen Richtplanungen sowie bei der Erfüllung weiterer überkommu-

naler Raumentwicklungsaufgaben in geeigneter Form mit. Sie kann Verpflich-

tungen zur Zusammenarbeit (Kooperationen) im regionalen Rahmen eingehen 

und die gemeinsamen Bestrebungen anteilsmässig mitfinanzieren. 

2 Die Gemeinde stimmt ihre Bodenpolitik und Baulandentwicklung regional ab. 

Bei Bedarf werden regionale Richtpläne als Grundlage für die Umsetzung in der 

Gemeinde erarbeitet. 

Die Gemeinde kann Aufgaben im Bereich des formellen Baurechts wie Gestal-

tungsberatung, Baukontrolle und dergleichen gemeinsam mit anderen Gemein-

den oder regional lösen. Die Entscheidkompetenzen bleiben grundsätzlich bei 

der Gemeinde. Einzelheiten werden vertraglich geregelt. 

 

Boden- und Baulandpolitik Art. 3  

1 Die Verwirklichung der ortsplanerischen Ziele erfolgt durch eine den örtlichen 

Verhältnissen angepasste aktive Boden- und Baulandpolitik. Die Gemeinde 

schafft mit gezielten Massnahmen die nötigen Rahmenbedingungen, damit die 

Bauzonen zeitgerecht ihrer Bestimmung zugeführt werden können. 
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2 Das zuständige Gemeindeorgan beschliesst freihändig den Erwerb und die Ver-

äusserung von Bauland im Rahmen der verfassungsmässigen Kompetenzen. 

Vorbehalten bleibt der Erwerb und die Veräusserung im Rahmen der Ausübung 

des Kaufrechts gemäss Art. 10. 

3 Die Gemeinde betreibt auf der Gemeindeverwaltung eine Anlaufstelle für die 

Nachfrage nach Bauland und die Veräusserung an Bauwillige. 

1 Die Verfügbarkeit von Bauzonen für den festgelegten Zonenzweck wird gemäss 

Art. 3A durch ein Übernahmerecht zugunsten der Gemeinde sichergestellt.  

→ Absatz durch Art. 19d KRG ersetzt / Ergänzendes Neu in Art. 10 BauG 

2 Bei Planungsmassnahmen, die zu erheblichen Vor- oder Nachteilen führen, 

sorgt die Baubehörde für einen angemessenen Ausgleich. Ausgleichsleistungen 

für Planungsmassnahmen auf Stufe Grundordnung werden zwischen der Ge-

meinde und den Betroffenen vertraglich festgelegt. Erhebliche Vor- oder Nach-

teile aus Folgeplanungen werden im Rahmen der Folgeplanung ausgeglichen. 

Regionale Ausgleichsleistungen zwischen Gemeinden werden vom Regionalver-

band festgelegt oder zwischen den beteiligten Gemeinden vereinbart.  

→ Neu in Art. 12 BauG  

3 Die Gemeinde kann einen Fonds für den Ausgleich von Vor- und Nachteilen ein-

richten. Einzelheiten über die Verwendung der Mittel des kommunalen Aus-

gleichsfonds regelt das von der Gemeinde erlassene Gesetz über den kommu-

nalen Ausgleichsfonds. → Neu in Art. 12 BauG  

 

Regelung zur Sicherung der Baulandverfügbarkeit Art. 3a 

→ ganzer Artikel durch Art. 19d KRG ersetzt / Ergänzendes Neu in Art. 10 BauG  

1 Gestützt auf Art. 19 Abs. 2 KRG werden im Zonenplan jene Bauzonenflächen 

speziell bezeichnet, bei denen die Verfügbarkeit des Bodens für den festgeleg-

ten Zonenzweck gemäss den nachstehenden Bestimmungen gewährleistet sein 

muss. 

2 Überbauen die Grundeigentümer/Grundeigentümerinnen solche Bauzonenflä-

chen nicht gemäss dem festgelegten Zonenzweck. bzw. stellen sie diese trotz 

vorhandener Nachfrage und angemessenen Preisangeboten nicht zur vorgese-

henen Nutzung zur Verfügung, ist die Gemeinde unter den nachstehenden Vo-

raussetzungen berechtigt, diesen Boden zum vollen Verkehrswert zu überneh-

men: 

a) Die betreffenden Bauzonenflächen sind seit mindestens acht Jahren im Zo-

nenplan gekennzeichnet. 
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b) Die betreffenden Bauzonenflächen sind seit mindestens fünf Jahren bau-

reif. 

c) Es liegt eine ausgewiesene Nachfrage für die bauliche Nutzung von Bauzo-

nenflächen vor. 

d) Die Gemeinde hat den Grundeigentümern/Grundeigentümerinnen eine 

Frist von mindestens zwei Jahren gesetzt, um die betreffenden Bauzonen-

flächen entweder selbst zu nutzen oder durch Dritte der vorgesehenen 

baulichen Nutzung zuzuführen. 

3 Will die Gemeinde nach Vorliegen dieser Voraussetzungen das Übernahme-

recht ausüben, teilt sie dies den Grundeigentümern/Grundeigentümerinnen un-

ter Bekanntgabe der beanspruchen Rechte und der angebotenen Entschädi-

gung schriftlich mit. Durch diese Mitteilung entstehen ein Übernahmerecht und 

eine Übernahmepflicht der Gemeinde im Sinne von Art. 97 Abs. 3 KRG.  

4 Können sich die Parteien über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, kann 

jede Partei bei der zuständigen Enteignungskommission die Durchführung des 

Schätzungsverfahrens verlangen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der kan-

tonalen Enteignungsgesetzgebung, namentlich für den Eigentumsübergang und 

das Rückübertragungsrecht. Die im Rahmen der Ausübung des Übernahme-

rechts anfallenden Aufwendungen der Gemeinde gelten als gebundene Ausga-

ben. 

5 Die von der Gemeinde übernommenen Bauzonenflächen sind so bald als mög-

lich der vorgesehenen Nutzung zuzuführen. Weiterveräusserungen haben in der 

Regel im Rahmen von öffentlichen Ausschreibungen zu erfolgen. In den ent-

sprechenden Verträgen sind den bauwilligen Erwerber/innen jene Auflagen und 

Bedingungen zu machen, welche für die umgehende Nutzung des Bodens zum 

festgelegten Zonenzweck erforderlich sind (Realisierungszeitpunkt, Regelung 

im Falle der Weiterveräusserung, Rückkaufsrecht, Vorkaufsrecht, Konventional-

strafen bei Nichteinhaltung der Vorgaben etc.). 

6 Die Kompetenz für die Anwendung dieser Regelung steht gemeindeintern dem 

Gemeindevorstand zu. Der Gemeindevorstand ist insbesondere zuständig für 

die Ausübung des Übernahmerechts und die Weiterveräusserung der übernom-

menen Bauzonenflächen im erwähnten Sinne. Die Weiterveräusserung erfolgt 

zum Selbstkostenpreis der Gemeinde (Erwerbskosten, Zinsen, Erschliessungs-

kosten). 

7 Die Gemeinde richtet eine Anlaufstelle für die Nachfrage nach Bauland ein. 

8 Der Gemeindevorstand ist befugt, zu diesem Artikel die erforderlichen Ausfüh-

rungsbestimmungen zu erlassen (z.B. Organisation der Anlaufstelle für Nach-

frage nach Bauland, Festlegung der Kriterien bei Veräusserung etc.). 
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Grundlagen Art. 4  

1 Die Gemeinde erarbeitet nach Bedarf die für Festlegungen in der Grundordnung 

hinreichenden Grundlagen für die Raumentwicklung wie Siedlungs- und Land-

schaftsanalysen, Inventare, Konzepte oder Leitbilder.  

2 Die Gemeinde kann gestützt auf Grundlagen auch Programme zur Umsetzung 

von Massnahmen eines Raumentwicklungskonzepts oder eines Leitbilds erar-

beiten und entsprechende Aktionen durchführen.  

 

Förderung Art. 5  

1 Die Gemeinde kann Fördermassnahmen zugunsten einer bedarfsgerechten 

räumlichen Entwicklung ergreifen, insbesondere im Bereich der Wohnbau- und 

Gewerbeentwicklung, der touristischen Entwicklung, der qualitätsvollen Bau-

weise und Siedlungsgestaltung, der Energieversorgung, des Erhalts wertvoller 

Objekte und Siedlungsbereiche, der Landwirtschaft sowie des Natur- und Land-

schaftsschutzes. 

2 Die Baubehörde kann für Vorhaben nach Absatz 1 und 2 projektbezogene Bei-

träge aus dem ordentlichen Budget oder einem hierfür geäufneten Fonds ge-

währen.  

Die Gemeinde fördert private Bau- und Planungsvorhaben und unterstützt wei-

tere private Bestrebungen, wenn damit öffentliche Anliegen wie die Schaffung 

von Arbeitsplätzen, der vorbildliche Umgang mit Natur und Landschaft, eine 

qualitätsvolle Bau- und Siedlungsgestaltung, eine ökologische Bauweise und 

ein sorgsamer Umgang mit den Ressourcen oder die Erhaltung geschützter und 

schützenswerter Objekte erfüllt werden.  

Allfällige gewährte Beiträge können von einer angemessenen Mitsprache der 

Gemeinde abhängig gemacht werden. 

 

II Behördenorganisation 

Zuständigkeiten Art. 6  

1 Die Gemeindeorgane sorgen für eine professionelle und sachgerechte Erfüllung 

der mit dem Baugesetz verbundenen Aufgaben innert nützlicher Frist. Sie setzt 

hierfür Fachleute und geeignete technische Hilfsmittel ein. 

2 Soweit im Baugesetz die Zuständigkeiten nicht explizit zugewiesen sind, behan-

delt und entscheidet die Geschäftsleitung in allen gemäss Gesetz bewilligungs-

pflichtigen Geschäften; ausgenommen davon sind folgende Geschäfte: BAB-

Verfahren, Arealplanungen und Quartierplanungen, Baulinien, Erschliessungs-
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programme, Grundstücksübernahmen, Ausführungsbestimmungen und Er-

lasse/Hilfsmittel mit allgemeiner Wirkung. In den ausgenommenen Fällen ent-

scheidet der Gemeindevorstand, wobei die Geschäftsleitung dem Gemeindevor-

stand gegenüber jeweils Antrag stellt. 

3 Die Aufgaben und Befugnisse können ganz oder teilweise an ein kommunales 

oder regionales Bauamt oder an externe Fachleute delegiert werden, wobei die 

entsprechenden Entscheidkompetenzen grundsätzlich bei der Gemeinde ver-

bleiben. Einzelheiten werden vertraglich geregelt. 

 

Bauamt Art. 7  

1 Die Gemeinde betreibt ein Bauamt mit geeigneter technischer Infrastruktur. Die 

Baubehörde regelt die Aufgaben des Bauamts in einem Pflichtenheft. Aufgaben, 

die nicht in eigener Kompetenz bearbeitet werden können, sind externen Fach-

leuten zu übertragen. 

2 Das Bauamt bereitet unter Mitwirkung des mit dem Bauwesen betrauten Mit-

gliedes der Geschäftsleitung die Bau- und Planungsgeschäfte vor. Das Bauamt 

trifft im Rahmen seiner Befugnisse die ihm übertragenen Entscheide. 

3 Das Bauamt ist für die sach- und fristgerechte Erfüllung aller ihm übertragenen 

Bau- und Planungsaufgaben verantwortlich.  

 

Externe Fachleute, Gestaltungsberatung Art. 8  

1 Die mit dem Vollzug des Baugesetzes betrauten Gemeindeorgane können ex-

terne Fachleute zur Vertiefung und unabhängigen Beurteilung und Bearbeitung 

von rechtlichen, technischen, energetischen oder gestalterischen Fragen bei-

ziehen.  

2 Die Gemeinde bezeichnet eine ausgewiesene Fachperson oder Unternehmung 

für die ständige Gestaltungsberatung. Der Gestaltungsberatung obliegt die In-

formation und Beratung der Gemeinde und, in Rücksprache mit der Gemeinde, 

die Information und Beratung der Bauherrschaft und deren Vertretern in Bezug 

auf die Planung, Gestaltung und bauliche Umsetzung von Bau- und Planungs-

projekten. Die Gemeindeorgane können die Gestaltungsberatung zu den Sit-

zungen mit beratender Stimme hinzuziehen. 

3 Die Kosten der Gestaltungsberatung für die erstmalige Beurteilung des Bauvor-

habens werden von der Gemeinde übernommen. Weitergehende Kosten für die 

Beratung sind von der Bauherrschaft zu übernehmen.  
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III Grundordnung 

1. Allgemeines 

Zuständigkeit Art. 9  

1 Die Grundordnung besteht aus dem Baugesetz, dem Zonenplan, dem Generel-

len Gestaltungsplan und dem Generellen Erschliessungsplan. Für Teilgebiete 

können ein Arealplan, ein Quartierplan, weitere Folgeplanungsmittel sowie ver-

bindliche Gestaltungskonzepte erlassen werden. 

2 Zuständig für Erlass und Änderung von Baugesetz, Zonenplan, Generellen Ge-

staltungsplänen und Generellen Erschliessungsplänen ist die Gemeindever-

sammlung. 

3 Zuständig für den Erlass von Areal- und Quartierplänen, von weiteren Folgepla-

nungsmitteln, von verbindlichen Konzepten sowie Planänderungen von unterge-

ordneter Bedeutung (Art. 48 Abs. 3 KRG) ist der Gemeindevorstand. 

4 Die Gemeinde macht die Erarbeitung und den Erlass von projektbezogenen Pla-

nungen von einer angemessenen Kostenbeteiligung der Interessenz abhängig.  

 

Baulandmobilisierung  Art. 10  

1 Die Mobilisierung von Bauland erfolgt nach den Vorschriften des kantonalen 

Rechts und den nachfolgenden ergänzenden kommunalen Bestimmungen.  

2 Die Mobilisierungs- und allfälligen Sanktionsmassnahmen werden auf die ein-

zelnen Ortschaften bezogen angewendet. 

3 Bei der Zuweisung von Land zur Bauzone (Einzonung) sowie bei Um- und Aufzo-

nungen kann die Bauverpflichtung nach Massgabe von Art. 19b KRG vertraglich 

sichergestellt werden. Die Planungsmassnahme kann mit weiteren Mobilisie-

rungsanordnungen verknüpft sowie insb. im Sinne von Art. 19h KRG befristet 

werden. Die nach diesem Absatz im Einzelfall vertraglich geregelte Frist darf 

max. sieben Jahre betragen. 

4 Sofern Abs. 3 nicht zur Anwendung kommt, beträgt die gesetzliche Frist für die 

Überbauung von unbebauten Grundstücken oder Grundstücksteilen fünf Jahre 

nach Inkrafttreten der Einzonung resp. der Bauverpflichtungsanordnung im Zo-

nenplan auf bereits rechtskräftigen Bauzonen.  

Bei im Zonenplan speziell gekennzeichneten Grundstücken, welche seit mehr 

als acht Jahren vor diesem Gesetz bereits mit einer Verfügbarkeitsregelung be-

legt und zugleich baureif sind, kann die Gemeinde das Kaufrecht nach den Vo-

raussetzungen von Art. 19d KRG direkt ausüben. 
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5 Generell bei Bauprojekten sowie bei Folgeplanungen zur Erreichung hoher bau-

licher Qualität (Art. 45 und 13 Abs. 4) können mittels Vereinbarung in begrün-

deten Fällen die Baufristen um max. drei Jahre verlängert werden (Art. 19b in 

Verbindung mit Art. 4 Abs. 2 KRG). Die Vereinbarung kann mit Sanktionsmass-

nahmen verbunden werden (Art. 19d-h KRG). 

6 Zuständig für die Ausübung des Kaufrechts und die Weiterveräusserung über-

nommener Grundstücke gemäss Art. 19d Abs. 4 KRG ist unabhängig von den 

übrigen im kommunalen Verfassungs- oder Gesetzrecht geregelten Finanzkom-

petenznormen allein der Gemeindevorstand. 

7 Der Gemeindevorstand kann für die Übernahme und Weiterveräusserung eines 
Grundstücks (Art. 19d KRG) resp. Entlassung eines Grundstücks aus der 
Bauzone (Art. 19e KRG) Ausführungsbestimmungen erlassen. 

 
 

Änderungen an Grundstücken und Nutzungsübertragungen Art. 11  

1 Grundstücksteilungen, Änderungen an Grundstücken, Grundstücksvereinigun-

gen sowie Nutzungsübertragungen innerhalb der Bauzonen sind unzulässig, 

wenn sie geeignet sind, die Umsetzung der Vorschriften zu haushälterischen 

Bodennutzung, insbesondere die Vorschriften über die Baulandmobilisierung 

oder die Vorschriften über die Mindestausschöpfung des Nutzungsmasses, zu 

vereiteln oder zu erschweren. 

2 Grundstücksteilungen, anderweitige Änderungen an Grundstücken, Grund-

stücksvereinigungen sowie Nutzungsübertragungen innerhalb der Bauzonen be-

dürfen vorgängig der Zustimmung durch das zuständige Gemeindeorgan. 

 

Mehrwertabgabe Art. 12  

1 Der Vollzug der Mehrwertabgabe durch die Gemeinde erfolgt nach den Vor-

schriften des kantonalen Rechts. 

2 Die Höhe der Abgabe beträgt: 

a. Bei Einzonungen: 30% des Mehrwertes; 

b. bei Einzonungen für Nutzungen, für die ein besonderes öffentliches In-
teresse besteht: 20% des Mehrwertes; 

c. Die Höhe der Abgabe bei Um- und Aufzonungen mit einer Erhöhung 
des Nutzungsmasses um mehr als 70% beträgt: 30 % des Mehrwertes; 
die Freigrenze beträgt in diesem Fall CHF 30'000.-. 

3 Die Abgabe nach Absatz 2 lit. c kann auch vertraglich geregelt werden. Die Par-

teien können neben oder anstelle von Geldleistungen auch anderweitige Leis-

tungen zugunsten der Raumplanung im Sinne Art. 1 und 3 RPG vereinbaren. 
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4 Erhebliche Vor- oder Nachteile aus Folgeplanungen (Art. 45) werden im Rah-

men der Folgeplanung vertraglich ausgeglichen. Regionale Ausgleichs-leistun-

gen zwischen Gemeinden werden vom Regionalverband festgelegt oder zwi-

schen den beteiligten Gemeinden vereinbart. 

5 Der Verwendungszweck der Erträge richtet sich nach Art. 19r KRG. Die Ge-

meinde kann Studien und Wettbewerbe sowie insb. Massnahmen zur Erhöhung 

der Siedlungsqualität mitfinanzieren. Beitragsgesuche sind schriftlich bei der 

Gemeinde einzureichen. Es besteht kein Anspruch auf Beitragsleistungen aus 

dem Fonds. Die Verschuldung des Fonds ist nicht zulässig.  

 

2. Zonenplan 

A. Bauzonen 

a) Regelbauweise 

Regelbauweise Art. 13  

1 Die Bauweise und das Mass der Nutzung in den Bauzonen richten sich nach 

dem Zonenschema sowie den weiteren Vorschriften gemäss Baugesetz. Für Be-

griffe und Messweisen, die Gegenstand der Interkantonalen Vereinbarung über 

die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) bilden, gelten die Umschreibungen 

der IVHB (Anhang 2, Kap. A) sowie die Massangaben gemäss vorliegendem 

Baugesetz. 

2 Für bauliche Massnahmen, Nutzungs- und Projektänderungen gelten folgende 

Definitionen: 

a. Als Neubau gilt die Erstellung eines Gebäudes auf unüberbautem 

Grund. 

b. Als Ersatzbau gilt der nach Zerstörung durch höhere Gewalt (nachfol-

gend «Zerstörung») oder freiwilligen Abbruch (nachfolgend «Abbruch») 

erfolgte Ersatz eines Gebäudes auf demselben Grundstück.  

c. Als Wiederaufbau gilt der nach Zerstörung durch höhere Gewalt oder 

freiwilligen Abbruch vorgenommene Ersatz eines Gebäudes innerhalb 

des gleichen Grundrisses und innerhalb der vorbestehenden Gebäude-

hülle. 

d. Als Umbau gilt jede über den Unterhalt und die Erneuerung hinausge-

hende bauliche Veränderung innerhalb eines Gebäudes. 

e. Als Erweiterung gilt jede Vergrösserung eines bestehenden Gebäudes, 

welche zu einer Ausdehnung der vorbestandenen Hauptnutzfläche 

(HNF) führt. Als wesentliche Erweiterung gilt eine Ausdehnung der HNF 

über 30%. 
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f. Als Erneuerung gelten das Instandhalten, Instandstellen oder Anglei-

chen an die Erfordernisse der Zeit, ohne Umfang und Bestimmung des 

Werkes zu verändern. 

g. Als Zweckänderung (Umnutzung) gilt jede Änderung der bisherigen 

Funktion des Bauwerks in eine neue Funktion. 

h. Als Projektänderung gelten alle Änderungen an Projekten vor oder 

nach Erteilung der Baubewilligung. 

3 Liegt ein Grundstück in verschiedenen Bauzonen, sind Nutzungsziffern und 

Grenzabstände in jeder Zone für die dort gelegenen Gebäudeteile einzuhalten. 

Im Übrigen gelten die Vorschriften der Zone, in welcher der grössere Teil des 

Gebäudes liegt. 

4 Im Rahmen von Areal- und Quartierplanungen können folgende Abweichungen 

von der zonengemässen Regelbauweise festgelegt werden, wenn damit ein 

haushälterischer Umgang mit dem Boden bei guter Wohn- und Gestaltungsqua-

lität erreicht, wird:  

a. Die Grenz- und Gebäudeabstände auf Grundstücken im Quartierplan-

gebiet können nach architektonischen Kriterien frei festgelegt werden. 

Gegenüber Nachbargrundstücken ausserhalb des Quartierplangebiets 

gelten in jedem Fall die Grenz- und Gebäudeabstände der Regelbau-

weise. 

b. Die Gesamt- und Fassadenhöhen können bei guter Einordnung in die 

bestehende Siedlungsstruktur um max. 1.5 m gegenüber der zonenge-

mässen Regelbauweise (siehe Zonenschema) erhöht werden. Ebenso 

sind bei guter Einordnung Anpassungen der Dachneigung zulässig.  

c. Die Gebäudelängen und der Zusammenbau mehrerer Baukörper kön-

nen nach architektonischen Kriterien frei festgelegt werden. 

d. Drängt sich aus gestalterischen Gründen eine Terrainveränderung auf, 

kann die Berechnung der Gesamt- und Fassadenhöhen ab neuem Ter-

rain vorgeschrieben werden. 

e. Das zulässige Mass der Nutzung kann bis maximal 15 % erhöht wer-

den. 

5 Erschliessungsflächen innerhalb oder am Rand des Siedlungsgebietes bilden 

Teil der Bauzone (Art. 27 KRG). Es gelten die Vorgaben des Generellen Er-

schliessungsplans und der Erschliessungsordnung. Anderweitige begründete 

Nutzungen bedürfen der behördlichen Zustimmung der Gemeinde.  
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Zonenschema Art. 14  

1 In den einzelnen Zonen gelten folgende Grundmasse: 

 

Bisher 

 

 

Neu auf Folgeseite 
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2 Für Wohnbauten in der Landwirtschaftszone gilt Art. 38 KRVO 
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Besitzstand und Hofstattrecht Art. 15  

1 Für Erhalt und Erneuerung sowie Umbau, massvolle Erweiterung und Nutzungs-

änderung von rechtmässig erstellten Bauten, die den geltenden Vorschriften 

nicht mehr entsprechen, gelten die Vorschriften der kantonalen Raumplanungs-

gesetzgebung. 

2 Für den Abbruch und Wiederaufbau rechtmässig erstellter Bauten und Anlagen 

innerhalb der Kern- und Dorfzonen gilt das Hofstattrecht im Rahmen der nach-

folgenden Bestimmungen.  

3 Werden rechtmässig erstellte Bauten oder Anlagen, die den geltenden Vor-

schriften nicht mehr entsprechen, durch höhere Gewalt zerstört oder ganz oder 

teilweise abgebrochen, dürfen sie ohne Rücksicht auf die geltenden Vorschrif-

ten der Regelbauweise in ihrer bisherigen Lage und Ausdehnung wieder aufge-

baut werden, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

a. Bei Abbruch entspricht die bestehende oder beabsichtigte Nutzung 

dem Zonenzweck. Bei Zerstörung bleibt die bestehende Nutzung unab-

hängig der Zonenkonformität gewährleistet; 

b. es stehen keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegen; 

c. die Gebäudemasse des Altbaus wurden vor dem Abbruch bzw. binnen 

zweier Monate seit der Zerstörung im Einvernehmen mit dem Bauamt 

durch Pläne festgehalten und diese bei der Gemeinde deponiert; 

d. das Baugesuch für den Wiederaufbau wurde innert drei Jahren nach 

der Zerstörung bzw. dem Abbruch eingereicht. 

4 Geringfügige Abweichungen bezüglich Lage und Ausdehnung sowie Erweiterun-

gen sind gestattet, wenn dadurch der bisherige Zustand verbessert wird und 

keine überwiegenden nachbarlichen Interessen entgegenstehen. Solche Abwei-

chungen müssen den geltenden Gebäudeabmessungsvorschriften entsprechen. 

5 Vorbehalten bleiben besondere gesetzliche Anpassungs- oder Sanierungspflich-

ten sowie besondere Regelungen des eidgenössischen oder kantonalen Rechts 

für bestehende Bauten und Anlagen, wie Vorschriften in Gefahrenzonen, Ab-

standsvorschriften gegenüber Kantonsstrassen. Ebenfalls vorbehalten bleiben 

besondere Zonenbestimmungen betreffend Ersatzbauten und Ersatzanlagen, 

Anordnungen des Generellen Gestaltungsplans, Bestimmungen von Quartier-

plänen und Arealplänen sowie Bau- und Niveaulinien resp. Baugestaltungsli-

nien. 
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b) Begriffe und Messweisen  

Ausnützungsziffer und Nutzungsübertragungen Art. 16  

1 Als Nutzungsziffer gilt die im Zonenschema festgelegte Ausnützungsziffer (AZ). 

Die Definition der AZ richtet sich nach Art. 37a KRVO. 

2 Wird von einem teilweise überbauten Grundstück der unüberbaute Teil abge-

trennt, darf die neue Teilparzelle nur so weit überbaut werden, als die Nut-

zungsziffer über das ganze ursprüngliche Grundstück eingehalten wird. Vorbe-

halten bleibt Art. 11. 

3 Wird die zulässige anrechenbare Geschossfläche durch ein Bauvorhaben um 

mehr als 15% unterschritten, muss der Gesuchstellende aufzeigen, wie der ver-

bleibende, unüberbaute Teil des Grundstücks zonengemäss verdichtet werden 

kann. → Neu in Art. 17 BauG nachstehend 

Nutzungsübertragungen zwischen angrenzenden oder bloss durch Strassen 

oder Bäche getrennten Grundstücken innerhalb der gleichen Bauzone können 

zugelassen werden, sofern ein entsprechender Vertrag zwischen den betroffe-

nen Grundeigentümern vorliegt und dadurch eine haushälterische Bodennut-

zung nicht vereitelt oder erschwert wird (Art. 17). Vorbehalten bleiben weiter-

gehende Nutzungsverlegungen nach den Anordnungen des Generellen Gestal-

tungsplans, eines Arealplans oder eines Quartierplans. Nutzungsübertragungen 

sind im Grundbuch anzumerken. 

4 Das Bauamt führt eine Kontrolle über die realisierte anrechenbare Geschossflä-

che auf den Grundstücken.  

 

Haushälterische Bodennutzung Art. 17  

1 Alle Bauvorhaben haben dem Gebot des haushälterischen Umgangs mit dem 

Boden zu genügen. Insbesondere sind eine bodensparende, kompakte Bau-

weise sowie eine optimale Ausnützung und effiziente Erschliessung der Bauzo-

nen anzustreben. 

2 Bauvorhaben in Form von Neubauten, wesentlichen Erweiterungen bestehen-

der Bauten sowie Ersatzbauten werden grundsätzlich nur bewilligt, wenn min-

destens 80 % der geltenden Ausnützungsziffer ausgeschöpft wird. Für Bauvor-

haben in Zonen ohne Ausnützungsziffer ist sinngemäss das durch die Gebäude-

abmessungen theoretisch definierte Volumen zu mind. 80 % auszuschöpfen. 

Ausnahmen von der Mindestausnützungspflicht können in begründeten Fällen 

zugelassen werden, so insb. bei erforderlichen Etappierungen, aus zwingenden 

Ortsbild- oder Einzelobjektschutzgründen, bei Vorliegen ausserordentlicher Ver-

hältnisse wie etwa unverschuldeten Erschliessungs- und 
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Überbauungshemmnissen oder wenn die Mindestausschöpfung zu unverhält-

nismässigen Härtefällen führen würde. 

3 Im Ausnahmefall nach Absatz 2 hat der Baugesuchsteller im Baugesuch anhand 

ausreichender Projektpläne nachvollziehbar aufzuzeigen, wie und wo die ge-

samte restliche Ausnützung nachträglich in baulicher und funktionaler Hinsicht 

sinnvoll realisiert werden kann (Ergänzungsprojekt). 

Auf ein Ergänzungsprojekt betreffend Realisierung der Restausnützung kann 

ausnahmsweise verzichtet werden, wenn die Abweichung von der Mindestaus-

nützung auf Grundlage des Befunds der Gestaltungsberatung aus den folgen-

den triftigen Gründen erforderlich ist:  

- zum Schutze des Ortsbilds und wertvoller Einzelbauten; oder 

- die Liegenschafts-, Erschliessungs-, und Bebauungsstruktur bereits ratio-

nell überbauter Parzellen lässt keine sinnvolle Höherausnützung zu.  

4 In Anwendung dieser Bestimmungen kann die Baubewilligung mit Auflagen ver-

bunden werden, wie z. B. hinsichtlich der Erschliessung, der Baustandorte für 

die Restnutzung, der zeitlichen Realisierung usw. Der Gemeindevorstand kann 

die Einleitung einer Folgeplanung beschliessen. 

 

Fassadenhöhe und Gesamthöhe Art. 18  

1 Die Gesamthöhe und die Fassadenhöhe von Gebäuden darf ab dem gewachse-

nen Terrain gemäss IVHB die Werte gemäss Zonenschema nicht überschreiten. 

Bei Flachdachbauten gilt die traufseitige Fassadenhöhe gemäss Zonenschema 

für alle Fassaden. 

2 Bei Abgrabungen gilt für die Fassadenhöhe sowie für die Gesamthöhe im Be-

reich der Fassadenflucht das abgegrabene Terrain als massgebliches Terrain. 

3 Bei traufständig zum Hang stehenden Gebäuden in Hanglage (ab 5° mittlere 

Hangneigung) erhöht sich die maximal zulässige Fassadenhöhe der Talfassade 

um die Differenz zwischen der mittleren Höhe in m ü.M. aller Hauptgebäude-

ecken und der Höhe des tiefstgelegenen Punktes auf der Fassadenlinie, gemes-

sen beim gewachsenen beziehungsweise einem allenfalls tiefer liegenden abge-

grabenen Terrain (Zuschlag z; vgl. Skizze im Anhang 2, Lit. A, Ziffer 5, Figur 

5.1b).  

4 Bei firstständig zum Hang stehenden Gebäuden gilt der vorerwähnte Zuschlag z 

für beide (traufseitigen) Fassadenhöhen. Bei Flachdächern gilt der Zuschlag z 

für alle Fassaden, und bei Pultdächern gilt kein Zuschlag z.  

5 Der Zuschlag z beträgt maximal 2.0 Meter.  
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6 Bei gegliederten Bauten wird die Fassadenhöhe für jeden Baukörper ermittelt. 

Als Gliederung gilt ein Vor- oder Rücksprung von mindestens 3 m, welcher vom 

Terrain bis zum Dach reicht. 

 

Gebäudemasse Art. 19  

1 Die Gebäudelänge ist die längere Seite des flächenkleinsten Rechtecks, wel-

ches die projizierte Fassadenlinie umfasst. 

2 Die im Zonenschema festgelegten maximalen Gebäudemasse dürfen nicht 

überschritten werden. Zu den Gebäudelängen (4.1) nicht angerechnet werden 

Klein- und Anbauten sowie unterirdische Bauten (2.4) und Unterniveaubauten 

(2.5). 

3 Die Länge und die Breite von unterirdischen Bauten gemäss IVHB sowie von 

Untergeschossen, welche vollständig unter dem massgebenden, respektive un-

ter dem tiefergelegten Terrain liegen, sind frei.  

 

Grenz- und Gebäudeabstand Art. 20  

1 Der grosse Grenzabstand bezieht sich auf die besonnte Seite resp. auf die 

Hauptausrichtung bezüglich der gemeinschaftlichen Wohnräume des Gebäudes 

der Süd- oder Westfassade. Auf allen anderen Seiten des Gebäudes gilt der 

kleine Grenzabstand. 

2 Die Grenzabstände (7.1) gemäss Zonenschema sind einzuhalten. Für Klein- und 

Anbauten, jene Teile von Unterniveaubauten, die das massgebende Terrain 

überragen sowie in allen im Zonenschema nicht aufgeführten Zonen gelten die 

minimalen kantonalen Abstandsvorschriften. Vorbehalten sind Baulinien und 

Unterschreitungen gemäss KRG sowie abweichende Festlegungen in einem 

Quartierplan, Arealplan oder Generellen Gestaltungsplan. 

3 Gegenüber Grenzen haben vorspringende Gebäudeteile immer den minimalen 

Abstand von 1.5 m einzuhalten. 

4 Unterirdische Bauten und jene Teile von Unterniveaubauten, die das massge-

bende Terrain nicht überragen, müssen keinen Grenzabstand einhalten.  

5 Vorbehalten bleiben Abstandsvorschriften der kantonalen Strassengesetzge-

bung bei Bauvorhaben an Kantonsstrassen (Art. 45 StrG). 
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Masse für die Anwendung von Definitionen gemäss IVHB Art. 21  

1 Die nachfolgenden in diesem Baugesetz verwendeten Begriffe richten sich nach 

der IVHB. Es gelten die folgenden Masse: 

1. Kleinbauten und Anbauten 

- Max. Gesamthöhe: 4.0 m (+ z)     bisher 3.50 

- Max. Gebäudefläche: 40 m2      bisher 30 

- Besondere Regelung innerhalb Garten- und Freihaltezone ohne 

überlagerte freizuhaltende Flächen: pro Baute max. Gesamthöhe 

2.5 m und max. Gebäudefläche 12 m2 

2. Unterniveaubauten 

- Max. Durchschnittsmass b über dem massg. Terrain: 0.60 m 

- Max. Mass f über dem massg. Terrain: 2.50 m 

3. Vorspringende Gebäudeteile 

- Max. zulässiges Mass a für die Tiefe: 2.0 m    bisher 1.50 

- Max. zulässiges Mass b für die Breite: 4.0 m 

- Max. zulässiger Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts: 1/3 

4. Unbedeutend zurückspringende Gebäudeteile 

- Max. zulässiges Mass a für Tiefe resp. b für Breite: 1.50 m / 4.0 m 

- Max. zulässiger Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts: 1/3 

5. Dachaufbauten / Dacheinschnitte 

- Max. zulässige Höhe (Überschreitung der Dachfläche): 1.20 m 

- Max. zulässiger Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts: 1/4  1/5 

 

 

c) Zonenvorschriften 

A. Wohn- und Gewerbezonen 

Kernzone Art. 22  

1 Die Kernzone ist für Wohnzwecke sowie für Dienstleistungs- und Produktions-

betriebe bestimmt. Neue Landwirtschaftsbetriebe sind nicht zulässig.  

2 Siedlungsstruktur und Bauweise sind zu erhalten und zu ergänzen. Neue Ge-

bäude sowie Umbauten und Erweiterungen bestehender Gebäude haben sich 

bezüglich Stellung, Proportionen, Dachform und Gestaltung gut in die beste-

hende Siedlung einzufügen. Wo Baugestaltungslinien fehlen, sind in der Regel 

bei Neubauten einschliesslich Ersatzbauten und Umbauten die bestehenden 

Baufluchten beizubehalten.  

3 In der Kernzone sind wesentliche Veränderungen bestehender Strassenzüge, 

Plätzen und Hofräumen nur im Rahmen von Gesamtüberbauungsprojekten, 

Areal- oder Quartierplänen zulässig. 
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4 Alle Bauvorhaben sind vor Ausarbeitung der Projekte dem Bauamt mitzuteilen. 

Die Gemeinde bestimmt in Zusammenarbeit mit der Bauherrschaft die projekt-

bezogenen Rahmenbedingungen.  Bisher in Art. 8 BauG 

5 In der Kernzone gilt grundsätzlich die Gestaltungsberatungspflicht zur Beurtei-

lung des Vorhabens (Art. 8). Bei Neubauten, wesentlichen Umbauten und Er-

weiterungen kann bereits vor Ausarbeitung der Projekte der Beizug der Gestal-

tungsberatung einverlangt werden. Bei geringfügigen, unwesentlichen Bauvor-

haben kann auf eine Gestaltungsberatung verzichtet werden. 

 

Dorfzone Art. 23  

1 Die Dorfzone ist für Wohnzwecke sowie für Dienstleistungs- und Produktions-

betriebe bestimmt. Neue Landwirtschaftsbetriebe sind nicht zulässig.  

2 Siedlungsstruktur und Bauweise sind zu erhalten und zu ergänzen. Neubauten 

sowie Umbauten und Erweiterungen bestehender Bauten haben sich bezüglich 

Stellung, Proportionen, Dachform und Gestaltung in die bestehende Siedlung 

gut einzufügen. Wo Baugestaltungslinien fehlen, sind in der Regel bei Neubau-

ten einschliesslich Ersatzbauten und Umbauten die bestehenden Baufluchten 

beizubehalten.  

3 Alle Bauvorhaben sind vor Ausarbeitung der Projekte dem Bauamt mitzuteilen. 

Die Gemeinde bestimmt in Zusammenarbeit mit der Bauherrschaft die projekt-

bezogenen Rahmenbedingungen.  Bisher in Art. 8 BauG 

4 In der Dorfzone und Dorfzone A gilt grundsätzlich die Gestaltungsberatungs-

pflicht zur Beurteilung des Vorhabens (Art. 8). Bei Neubauten, wesentlichen 

Umbauten und Erweiterungen kann bereits vor Ausarbeitung der Projekte der 

Beizug der Gestaltungsberatung einverlangt werden. Bei geringfügigen Bauvor-

haben ohne negative Beeinträchtigungen auf die Vorgaben nach Abs. 2 kann 

auf eine Gestaltungsberatung verzichtet werden. 

 

Wohnzone Art. 24  

1 Die Wohnzone ist für Wohnzwecke bestimmt. Dienstleistungs- und Produktions-

betriebe sind zulässig, sofern sie aufgrund ihrer optischen Erscheinung und ihrer 

Auswirkungen auf Raum, Umwelt und Erschliessung in ein Wohnquartier passen.  

 

Gewerbe-/Wohnzone Art. 25   

1 Die Gewerbe-/ Wohnzone ist für Produktions- und Dienstleistungsbetriebe mit 

zugehörigem betriebsgebundenen Wohnraum bestimmt. 
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2 Zulässig ist je Betrieb eine Betriebsleiterwohnung bei gleichzeitiger Erstellung 

einer hinreichenden Betriebsfläche. Weiterer betriebsgebundener Wohnraum 

ist soweit zulässig, als dass die Wohnnutzung insgesamt 30% der gesamten auf 

dem Grundstück realisierten baulichen Nutzung nicht überschreitet. Beste-

hende gewerblich genutzte Gebäude können eingerechnet werden. 

3 Die Zweckbestimmung der betrieblich genutzten Flächen ist durch Anordnun-

gen in der Baubewilligung sicherzustellen und im Grundbuch anzumerken. 

 

Gewerbezone Nislas Art. 26  

1  Die Gewerbezone Nislas ist für regional orientierte Dienstleistungs-, Produkti-

ons- und Handwerksbetriebe sowie untergeordnet für die öffentliche, touristi-

sche Parkierung bestimmt. Bei Bedarf sind im untergeordneten Rahmen und 

mit Bezug zum regionalen Tourismus Restaurations-, Vermarktungs- und Ver-

kaufseinrichtungen einheimischer Produkte sowie sanitäre Anlagen (öffentliche 

WC-Anlage) zulässig. 

2 Die Lage der Fassadenfluchten im nordwestlichen und nordöstlichen Bereich 

werden bestimmt durch die im Generellen Gestaltungsplan festgelegten Bauge-

staltungslinien. Im Weiteren richten sich die Erschliessung, die Flächennutzung 

und die Gestaltung von Hochbauten, Parkierungsanlagen und weiteren Nut-

zungs- und Gestaltungselementen nach dem von der Gemeinde erstellten Er-

schliessungs-, Bebauungs- und Gestaltungskonzept Nislas (Nutzungskonzept) 

gemäss Planungs- und Mitwirkungsbericht1. Baubewilligungen für Bauten und 

Anlagen dürfen erteilt werden, wenn nebst den Baubewilligungsvoraussetzun-

gen folgende Vorgaben erfüllt sind: 

a. Bauten und Anlagen sind so zu setzen und auszugestalten, dass mit Blick 

auf den Endausbau des Areals eine optimale Erschliessung und Nutzung 

sowie eine gute Gesamtwirkung in Bezug auf die Einordnung ins Ortsbild 

(Art. 73 KRG) im Sinne des Nutzungskonzepts gewährleistet ist.  

b. Der erste nordöstliche Baukörper ist als Riegelbau mit auf nordöstlicher 

Seite durchgehender und einheitlich gestalteter Fassade zu realisieren und 

dieser ist im Vorbereich der nordöstlichen Fassade so auszugestalten, dass 

ein im Sinne des Nutzungskonzepts zweckmässiger Betrieb der nordseitig 

des Baukörpers angelegten Parkierungsanlage gewährleistet werden kann.  

c. Bau und Betrieb der Bauten und Anlagen in den angrenzenden Bauzonen 

(Zone für öffentliche Bauten und Anlagen Nislas, Dorfzone, Gewerbe-

/Wohnzone) bleiben gewährleistet.  

 
1 Planungs- und Mitwirkungsbericht Nislas, Bearbeitungsstand Genehmigung, S. 10-11 (Teilrevision Ortsplanung Nislas vom 5. De-
zember 2024) 
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3  Zwecks Gewährleistung einer guten Einordnung der Arealüberbauung ins Orts-

bild (Art. 73 KRG) sind in den im Nutzungskonzept dafür bezeichneten Berei-

chen (Grünflächen) ausreichende ortsübliche Begrünungselemente zu setzen. 

Bau und Betrieb von Bauten und Anlagen dürfen die Bepflanzungen nicht beein-

trächtigten, andernfalls leistet der Anlageverantwortliche gleichwertigen Ersatz 

(Wiederherstellung oder Ersatzpflanzung). Der Anlageverantwortliche kann die 

Kosten auf den Verursacher überbinden. 

4  Das Erschliessungs-, Bebauungs- und Gestaltungskonzept Nislas ist für die Pro-

jektierung von Bauten und Anlagen sowie für die Beurteilung im Baubewilli-

gungsverfahren richtungsweisend. Die Gemeinde kann Abweichungen vom Nut-

zungskonzept gestatten, sofern keine nachbarlichen oder übergeordneten Inte-

ressen entgegenstehen und die Vorgaben nach Abs. 2 lit. a – c eingehalten 

sind. 

5  Das durch die Baubereiche im Bebauungskonzept definierte maximal mögliche 

Bauvolumen ist innert acht Jahren seit Inkrafttreten (Art. 19g KRG) zu mindes-

tens 85 % zu realisieren. Baugesuche, welche die Mindestrealisierungspflicht 

mit Blick auf den Endausbau ohne stichhaltige Begründung erschweren, werden 

zur Überarbeitung zurückgewiesen.  

6  Bauvorhaben sind vor Ausarbeitung der Projekte dem Bauamt mitzuteilen. Die 

Gemeinde bestimmt gestützt auf die kommunale Gestaltungsberatung (Pflicht 

gemäss Gestaltungsplan) die projektbezogenen Rahmenbedingungen. Die Ge-

meinde entscheidet im Rahmen von Abs. 2 bis 5 gestützt auf einen Befund der 

kommunalen Gestaltungsberatung und hört die Betroffenen vorgängig in ange-

messener Form und Frist an. 

7  Die Gemeinde kann die Baubewilligung mit projekt- und konzeptsichernden 

Auflagen verbinden, insbesondere hinsichtlich der Erschliessung, der Baustand-

orte, der Ausnützung, der zeitlichen Realisierung oder der einheitlichen Gestal-

tung etc. Die Einleitung einer Folgeplanung (Quartierplanung) bleibt vorbehal-

ten. 

 

Zone für öffentliche Bauten und Anlagen Nislas  Art. 27  

1 In Ergänzung von Art. 28 KRG dient die Zone für öffentliche Bauten und Anla-

gen Nislas der Realisierung eines Feuerwehrlokals samt dazugehörigen Neben-

bauten und -anlagen, von elektrischen Versorgungsanlagen (Trafostation, 

Schaltanlage) sowie von Entsorgungsanlagen (Kehrrichtsammelstelle). Bei Be-

darf sind im untergeordneten Rahmen überdachte Plätze, eingeschossige Klein-

bauten bis max. 25 m2 Grundfläche sowie sanitäre Anlagen (öffentliche WC-An-

lage) zulässig. 
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2 Die Erschliessung, Flächennutzung und Gestaltung von Hochbauten, Nebenbau-

ten- und Anlagen und weiteren Nutzungs- und Gestaltungselementen richten 

sich nach dem von der Gemeinde erstellten Erschliessungs-, Bebauungs- und 

Gestaltungskonzept Nislas (Nutzungskonzept) gemäss Planungs- und Mitwir-

kungsbericht2. Abweichungen sind zulässig, sofern keine nachbarlichen Interes-

sen entgegenstehen. 

3 Im Sinne des Nutzungskonzepts ist mindestens im Bereich der Entsorgungsan-

lagen entlang der nordöstlichen und südöstlichen Zonenbegrenzung eine pas-

send gestaltete, dauernd gestellte Sichtschutzumwandung zu errichten.  

 

Zone für öffentliche Bauten und Anlagen Talmuseum  Art. 28  

1 In Ergänzung von Art. 28 KRG dient die Zone für öffentliche Bauten und Anla-

gen Talmuseum der Realisierung und des Betriebs eines Museums samt der da-

zugehörigen Nutzungen und Nebenbauten und -anlagen. Mit dem Museum zu-

sammenhängende Veranstaltungs- und gastgewerbliche Nutzungen sind zuläs-

sig. 

2 Die Erschliessung, Flächennutzung und Gestaltung von Hochbauten, Nebenbau-

ten- und Anlagen und weiteren Nutzungs- und Gestaltungselemente orientieren 

sich am massgeblichen Richtprojekt gemäss der Wettbewerbsergebnisse. Be-

gründete Abweichungen sind zulässig, soweit dadurch das Ortsbild nicht beein-

trächtigt wird. Die Gemeinde kann die kommunale Gestaltungsberatung beizie-

hen. 

3 An- und Kleinbauten sowie unterirdische Bauten und Anlagen sind gestattet. 

Anlagen der Notzufahrt richten sich nach dem Generellen Erschliessungsplan.  

 

Parkierungszone  Art. 29  

1 Die Parkierungszone ist für die Parkierung von motorisierten Fahrzeugen (Au-

tos, Motorräder etc.) sowie Kleinfahrzeugen des Langsamverkehrs bestimmt. 

Öffentlichen Zwecken dienende Nebennutzungen sind im untergeordneten Rah-

men zulässig.  

2 Bauten und Anlagen haben sich gut in das Ortsbild und die Umgebung einzufü-

gen, Geländeveränderungen sind auf ein Minimum zu beschränken. Unterirdi-

sche Bauten und Anlagen sind gestattet. 

 
2 Planungs- und Mitwirkungsbericht Nislas, Bearbeitungsstand Genehmigung, S. 10-11 (Teilrevision Ortsplanung Nislas vom 5. De-
zember 2024) 
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3 Die Gemeinde kann die Nutzung entsprechender Parkierungsflächen und -anla-

gen in begründeten Fällen zugunsten nahegelegener privater Erstwohnbau-

grundstücke einschränken. 

4 Die Gemeinde kann die Beseitigung von störenden dauernd abgestellten Fahr-

zeugen, Ablagerungen von Material und dergleichen anordnen. 

 

Garten- und Freihaltezone  Art. 30  

1 Die Garten- und Freihaltezone dient dem Schutz des Ortsbildes. Die Flächen 

sind im Grundsatz naturnah zu bewirtschaften, Obstbäume sind zu pflegen.  

2 Zulässig sind unterirdische Bauten und Anlagen sowie ausnahmsweise ange-

messene Nutzungen als Garten- und Umschwungsbereiche, die im Zusammen-

hang mit der angrenzenden Wohn- und Wirtschaftsnutzung stehen, wie Pflanz-

gärten, Sitzplatzanlagen und dergleichen. Damit verbundene An- und Kleinbau-

ten sind zulässig, soweit solche den weiteren Gestaltungsanordnungen gemäss 

Generellem Gestaltungsplan nicht widersprechen.  

 

B. Schutzzonen 

Trockenstandortzone Art. 31  

1 Die Trockenstandortzone umfasst Trockenwiesen und -weiden, deren Fläche 

und Qualität erhalten werden soll. Für die Bewirtschaftung werden Verträge 

zwischen Kanton und Bewirtschaftern oder Bewirtschafterinnen abgeschlossen.  

2 Zulässig sind neue standortgebundene Bauten und Anlagen, die für die land- 

oder forstwirtschaftliche Nutzung des Gebietes notwendig sind oder dem 

Schutz vor Naturgefahren oder einem anderen überwiegenden öffentlichen In-

teresse dienen, wenn ein Standort ausserhalb der Trockenstandortzone nicht 

zumutbar ist. Werden Trockenwiesen und -weiden beeinträchtigt, sind Ersatz-

massnahmen zu leisten.  

3 Für Trockenwiesen und -weiden von nationaler Bedeutung gelten ausschliess-

lich die Bestimmungen des Bundesrechts. 

 

Gewässerraumzone Art. 24A 

→ ganzer Artikel durch Art. 37a KRG ersetzt  

1 Die Gewässerraumzone umfasst den Gewässerraum im Sinne des Bundes-

rechts. 
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2 Neue Bauten und Anlagen dürfen nur nach Massgabe des Bundesrechts er-rich-

tet werden. Der Gewässerraum ist nach Massgabe des Bundesrechts exten-siv 

zu bewirtschaften. 

3 Der Bestandesschutz von rechtmässig erstellten Bauten und Anlagen innerhalb 

der Bauzonen, die den geltenden Vorschriften nicht mehr entsprechen, richtet 

sich nach Art. 81 Abs. 1 und 2 KRG. Solche Bauten dürfen unter den gleichen 

Voraussetzungen zudem abgebrochen und wiederaufgebaut werden. Aus-

serhalb der Bauzone richtet sich der Bestandesschutz nach den Bestimmungen 

des Bundesrechts. 

4 Bauten und Anlagen haben einen Abstand von mindestens 5 Metern beidseits 

des Gewässers einzuhalten, welcher nur in begründeten Ausnahmefällen un-

terschritten werden kann. 

5 Vor der Erteilung von Baubewilligungen in der Gewässerraumzone ist bei Bau-

vorhaben innerhalb der Bauzonen die zuständige kantonale Fachbehörde an-

zuhören. Bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen ist eine Zustimmung die-

ser Fachbehörde erforderlich. 

 

C. Weitere Zonen: Tourismus 

Campingzone Art. 32  

1 Die Campingzone ist für Campingplätze bestimmt. Es sind ausschliesslich be-

trieblich notwendige Bauten und Anlagen zulässig, wie sanitäre Anlagen, Wohn-

wagenvorbauten, Verkaufskioske und Restaurants etc. Der Betrieb des öffentli-

chen Restaurants Rania ist im bisherigen Umfang weiterhin zulässig. 

2 Bauten und Anlagen haben sich gut in die Landschaft einzuordnen. Die Baube-

hörde trifft notwendige Anordnungen bezüglich Lage, Stellung und Gestaltung 

der Bauten. Im Standort für eingeschossige Bauten (Fassadenhöhe = 3,0 m; 

Gesamthöhe = 4,5 m; Grundfläche frei) dürfen Aufenthaltsräume, Depoträume 

und dgl. erstellt werden. 

3 Der Betrieb eines Campingplatzes bedarf einer Betriebsbewilligung der Baube-

hörde. Diese wird nur erteilt, wenn alle erforderlichen sanitären Anlagen bei der 

Eröffnung des Betriebes vorhanden sind. Für bewilligte Campingplätze hat der 

Bewilligungsempfänger eine Campingordnung aufzustellen, welche durch die 

Baubehörde genehmigt wird. 

4 Das ständige Stationieren von Wohnwagen, Wohnmobilen, Zelten und ähnli-

chen Einrichtungen in der Campingzone ist für max. 35 Standplätze zulässig. 

Der Bereich der Jahresstandplätze ist im Generellen Gestaltungsplan bezeich-

net. Im Übrigen gelten die Vorschriften der jeweiligen Campingordnung. 
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5 Zeitlich befristete Zeltlager können von der Baubehörde ausserhalb der Cam-

pingzone bewilligt werden.   Neu in Art. 66 BauG 

 

D. Weitere Zonen: Materialabbau, -verwertung, -deponierung 

Abbauzone vorher Art. 26 

→ wird nicht benötigt, Artikel fällt ersatzlos weg  

1 Die Abbauzone umfasst Flächen, die für die Gewinnung von natürlichen Materi-

alien wie Steine, Kies, Sand, Lehm und andere mineralische Rohstoffe be-

stimmt sind.  

2 Bauten und Anlagen, die unmittelbar dem Abbaubetrieb oder der Aufbereitung 

des an Ort gewonnenen Materials dienen, können für die Dauer des Abbaube-

triebes bewilligt werden. Die Standorte solcher Bauten und Anlagen sowie die 

Flächen für die umweltgerechte Aufbereitung, Zwischenlagerung, Sortierung 

und Verwertung von Bauschutt (Sammel- und Sortierplatz für Bauabfälle) und 

die Flächen für die Lagerung von Baumaterialien und Baugeräten sind im Gene-

rellen Gestaltungsplan festgelegt. 

3 Die Gestaltung des Abbaugeländes nach Abschluss der Materialentnahme oder 

einzelner Etappen sowie weitere Gestaltungsmassnahmen im Abbaugelände 

und Massnahmen zum Schutz der Umgebung sind im Generellen Gestaltungs-

plan oder in einem Arealplan festgelegt. 

4 Die Abbauflächen sind nach der Materialentnahme gemäss Generellem Gestal-

tungsplan oder Arealplan zu gestalten. Die Baubehörde trifft die erforderlichen 

Massnahmen im Baubewilligungsverfahren. Sie kann insbesondere eine geeig-

nete Sicherheit (zweckgebundenes Depositum) für die finanziellen Mittel ver-

langen, welche für den Abschluss der Arbeiten notwendig sind. 

 

Materialbewirtschaftungszone Art. 33  

1 Die Materialbewirtschaftungszone ist bestimmt für das Zwischenlagern und 

Umschlagen von natürlichen und verwertbaren Materialien wie Steine, Kies, 

Sand und anderen mineralischen Rohstoffen sowie von Holz. Container und 

dergleichen dürfen vorübergehend abgestellt werden, soweit umweltrechtlich 

unproblematisch. 

2 Zulässig sind dauerhafte sowie temporäre Bauten und Anlagen, die betrieblich 

mit einer zonenkonformen Nutzung in Verbindung stehen. Weitere Bauten und 

Anlagen einschliesslich Büro- und Wohnbauten sind nicht zulässig. 



Gemeinde Zillis-Reischen 
 
Baugesetz, Änderungsfassung 
 

 
 

 24 

3 Die beanspruchten Flächen sind innert drei Jahren nach Einstellung der Materi-

albewirtschaftung im Sinne der künftigen Nutzung des Geländes zu gestalten 

und zu rekultivieren. Die Baubehörde trifft die erforderlichen Massnahmen im 

Baubewilligungsverfahren. Vorbehalten bleiben besondere Anordnungen des 

Generellen Gestaltungsplans oder eines Arealplans. 

 

Deponiezone Art. 34  

1 Die Deponiezone zur Ablagerung von Aushub und Grüngut umfasst Flächen, die 

für die Errichtung des Deponietyps A und B gemäss der jeweiligen Gesetzge-

bung des Bundes bestimmt sind.  

2 Bauten und Anlagen können für die Dauer des Deponiebetriebs bewilligt wer-

den, sofern sie für den Betrieb unerlässlich sind. Das Lagern von Steinen, Kies 

und Sand kann bewilligt werden, sofern der betreffende Bereich im Generellen 

Gestaltungsplan bezeichnet ist. 

3 Die Gestaltung des Deponiegeländes nach Abschluss der Deponie oder einzel-

ner Etappen sowie weitere Massnahmen betreffend den Einbau und die Gestal-

tung der Deponie und den Schutz der Umgebung sind im Generellen Gestal-

tungsplan festgelegt und werden im Baubewilligungsverfahren geregelt. Die Ge-

meinde kann eine geeignete Sicherheit (zweckgebundenes Depositum) für die 

finanziellen Mittel verlangen, welche für die Rekultivierung erforderlich sind.  

4 Für die Errichtung, den Betrieb und den Unterhalt der Deponie sowie für den 

Abschluss und dessen Sicherstellung gelten im Übrigen die einschlägigen eid-

genössischen und kantonalen Vorschriften. Vorbehalten bleiben insbesondere 

die notwendigen Bewilligungen der kantonalen Fachstelle für Natur und Um-

welt.  

5 Die Baubehörde kann Betreiber einer Deponie verpflichten, unverschmutztes 

Aushub- und Abräummaterial, welches nach Unwetterereignissen anfällt, im 

Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten anzunehmen.  

 

Multikomponentensammel- und Kompostierzone vorher Art. 28 

→ wird nicht benötigt, Artikel fällt ersatzlos weg  

1 Die Multikomponentensammel- und Kompostierzone dient der zeitlich begrenz-

ten Lagerung von getrennt gesammelten und einer Weiterbehandlung zuzufüh-

renden Materialien, wie kompostierbaren Gartenabfällen und Altmetallen. Es 

dürfen nur Materialien zwischengelagert werden, welche die Umwelt nicht ge-

fährden. Insbesondere ist die Lagerung von wassergefährdenden Flüssigkeiten 

sowie Sonderabfällen jeglicher Art untersagt. Auf Dauer erstellte Hochbauten 
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sind nicht zulässig mit Ausnahme von für die Aufbereitung und Sammlung der 

Materialien notwendigen Anlagen und Geräten. Für die Errichtung und den Be-

trieb des "Multikomponentensammel- und Kompostierplatzes" gelten im Übri-

gen die einschlägigen eidgenössischen und kantonalen Vorschriften. Die Bau-

behörde erlässt für Betrieb und Unterhalt ein Reglement. 

2 Die Baubehörde kontrolliert das Gebiet der Multikomponentensammelstelle 

und deren Umgebung regelmässig auf invasive Neophyten (gebietsfremde 

Pflanzen, Problempflanzen). Treten solche auf, werden sie von der Gemeinde 

unverzüglich bekämpft. Die Bekämpfung erfolgt nach Rücksprache mit dem 

Amt für Natur und Umwelt. 

 

3. Genereller Gestaltungsplan 

A. Gestaltungsobjekte 

Wertvolle Bauten und Anlagen Art. 35  

1 Bauvorhaben an geschützten und zu erhaltenden Bauten und Anlagen sind vor 

Ausarbeitung des Bauprojekts beim Bauamt anzumelden. Die Gemeinde legt 

unter Beizug der Denkmalpflege an geschützten bzw. der Gestaltungsberatung 

an zu erhaltenden Bauten und Anlagen die erforderlichen Schutzanordnungen 

fest und entscheidet über allfällige Auflagen. Der Grundeigentümer kann ver-

pflichtet werden, ein Einzelinventar auszuarbeiten. 

2 Als geschützte Bauten und Anlagen bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan 

Gebäude, die wegen ihrer Stellung, Form und Bausubstanz von hohem sied-

lungsbaulichem und bauhistorischem Wert sind. Geschützte Bauten sind integ-

ral zu erhalten. Sie dürfen nicht abgebrochen oder ausgekernt werden. Umbau-

ten, die sich für die Modernisierung des Gebäudes als unerlässlich erweisen, 

sind unter grösstmöglicher Wahrung der historischen Bausubstanz zulässig. 

Teilabbrüche sind zulässig, sofern der Schutzgegenstand nicht beeinträchtigt 

wird und die äussere Erscheinung unter Berücksichtigung der historischen Ele-

mente gewahrt bleibt. Geringfügige Änderungen an den Fassaden haben sich 

an der bestehenden Gestaltungs- und Formensprache zu orientieren.  

3 Als zu erhaltende Bauten und Anlagen gelten solche, die aufgrund ihrer Stel-

lung, ihres Bauvolumens oder ihrer äusseren Erscheinung ganz oder teilweise 

von ortsbaulicher Bedeutung sind. Bei diesen Bauten ist die wichtige histori-

sche Bausubstanz und Grundstruktur des Gebäudes im Wesentlichen zu erhal-

ten. Teilabbrüche können bewilligt werden, sofern sie sich für die bessere Nut-

zung des Gebäudes als unerlässlich erweisen und dem Erhaltungsziel nicht wi-

dersprechen. Bei Erneuerungen und Umbauten ist auf die historische Bausub-

stanz und Bauweise Rücksicht zu nehmen. 
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Erhaltenswerte Mauern Art. 36  

1 Die im Generellen Gestaltungsplan als erhaltenswert bezeichneten Mauern dür-

fen grundsätzlich nicht abgebrochen werden. Sie sind vom Eigentümer in der 

ursprünglichen Bauart instandzuhalten. 

2 Die Baubehörde kann unerlässliche Teilabbrüche oder Verschiebungen erhal-

tenswerter Mauern bewilligen, wenn dadurch das Gassenbild nicht beeinträch-

tigt wird. 

 

Wertvolle Natur- und Kulturobjekte Art. 37  

1 Die im Generellen Gestaltungsplan bezeichneten Natur- und Kulturobjekte wie 

Hecken und Feldgehölze, historische Wege, Schalen- und Zeichensteine, Brun-

nenanlagen, Trockensteinmauern und Findlinge sowie Kultstätten und Ruinen 

sind in besonderem Masse zu pflegen und in ihrem Bestand zu erhalten. 

2 Die Baubehörde unterstützt Massnahmen zur Weiterentwicklung der Natur- und 

Kulturlandschaft und zur Erhaltung der wertvollen Objekte. Sie fördert traditio-

nelle Hochstammobstanlagen und wertvolle Einzelbäume. Bei Bauvorhaben 

trifft sie allfällige Anordnungen zur Erhaltung wertvoller Objekte im Rahmen des 

Baubewilligungsverfahrens.  Gestrichener Satz obsolet, siehe Art. 5 BauG 

 

Baulinien, Baugestaltungslinien Art. 38  

1 Baulinien sowie Baugestaltungslinien dienen der Strukturierung von Überbau-

ungen, der Gestaltung des Ortsbilds oder einzelner Strassenzüge sowie der Si-

tuierung von Bauten oder Anlagen innerhalb der Siedlung.  

2 Baulinien sowie Baugestaltungslinien gelten wie Grenzabstandsvorschriften 

(Baulinien Typ B). Wo die Pläne es vorsehen, bestimmen die Baugestaltungsli-

nien zwingend die Lage von Gebäuden oder Gebäudeseiten (Baulinie Typ C).  

3 Baulinien werden vom Gemeindevorstand während 30 Tagen öffentlich aufge-

legt. Innert dieser Frist können die betroffenen Grundeigentümer beim Gemein-

devorstand schriftliche Einsprache erheben. Der Gemeindevorstand entschei-

det über die Einsprachen und erlässt die Baulinien. Sie kann nötigenfalls ein Ei-

nigungsverfahren durchführen. Der Gemeindevorstand kann den Erlass von 

Baulinien in begründeten Fällen im Generellen Erschliessungsplan, Generellen 

Gestaltungsplan oder im Areal- oder Quartierplan vorsehen. 

4 Baugestaltungslinien werden im Generellen Gestaltungsplan oder in Folgeplä-

nen festgelegt. 
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5 Im Bereich von Kantonsstrassen sind sämtliche Baulinien sowie Baugestal-

tungslinien zwingend im Generellen Erschliessungsplan, Generellen Gestal-

tungsplan oder im Arealplan festzulegen und mit dem Tiefbauamt abzuspre-

chen (Art. 17 StrG in Verbindung mit Art. 20 StrV).  

 

B. Gestaltungsanweisungen 

Zwingend freizuhaltende Flächen (Freihalteflächen) Art. 39  

1 Die im Interesse des Ortsbildes ausgeschiedenen zwingend freizuhaltenden Flä-

chen dürfen oberirdisch nicht überbaut werden. Für bestehende Anlagen gilt 

das Hofstattrecht. An- und Kleinbauten können ausnahmsweise gestattet wer-

den.  Ausserhalb sind solche gestattet. 

 

4. Genereller Erschliessungsplan 

A. Allgemeines 

Genereller Erschliessungsplan Art. 40  

1 Der Generelle Erschliessungsplan unterscheidet die bestehenden und geplan-

ten Erschliessungsstrassen, Anlagen für den Langsamverkehr wie Fuss- und 

Wanderwege, Radwege sowie Land- und Forstwirtschaftswegen, soweit sie für 

die Erschliessung der Gemeinde notwendig sind. Er legt die für eine hinrei-

chende Erschliessung der Gemeinde erforderlichen Ausstattungen wie öffentli-

che Parkplätze, Bus- und Postautohaltestellen fest und enthält die für die Ver- 

und Entsorgung erforderlichen Anlagen.  

2 Die Erschliessungsstrassen samt Ausstattungen sind öffentlich und können im 

Rahmen ihrer Zweckbestimmung und der örtlichen Verkehrsregelung von jeder-

mann begangen und befahren werden. Die Anlagen für den Langsamverkehr 

stehen jedermann zur freien Benützung offen. Die Benutzung der Land- und 

Forstwirtschaftswege richtet sich nach den Vorschriften der Wald- und Meliora-

tionsgesetzgebung sowie der örtlichen Verkehrsregelung der Gemeinde. 

3 Wo der Generelle Erschliessungsplan für Verkehrsanlagen der Feinerschlies-

sung lediglich Anschlusspunkte bestimmt, wird die genaue Linienführung der 

Anlagen im Rahmen einer Folgeplanung oder im Baubewilligungsverfahren fest-

gelegt.  

4 Für Verkehrsanlagen wie Kantonsstrassen, bei denen Bund oder Kanton Träger 

sind, gelten die jeweiligen eidgenössischen und kantonalen Vorschriften. Diese 

Verkehrsanlagen sind im Generellen Erschliessungsplan mit Hinweis auf den 

Träger zu kennzeichnen. 
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B. Erschliessungsanlagen 

Erschliessungsstrassen, Erschliessungsanlagen Art. 41  

1 Erschliessungsstrassen sind nach Art und Ausmass dem zu erschliessenden 

Gebiet anzupassen. Sie sind mit dem übergeordneten Strassennetz so zu ver-

binden, dass sie keinen Fremdverkehr anziehen. Wo es die Verhältnisse erfor-

dern, werden die Strassen und Plätze beleuchtet. 

2 In Bereichen mit Pflicht für eine gemeinsame unterirdische Parkierungslösung 

ist eine im betroffenen Gebiet gemeinsame Zu- und Ausfahrt sicherzustellen. 

Allfällige Anschlusspunkte sind zu beachten. Es besteht die Möglichkeit einer 

etappierten Bauweise mit Anschlussoption für die nächstrealisierenden Folge-

parteien. 

3 Die Erschliessungsstrassen samt Ausstattungen sind öffentlich und können im 

Rahmen ihrer Zweckbestimmung und der örtlichen Verkehrsregelung von jeder-

mann begangen und befahren werden.  Obsolet, siehe Art. 40 BauG 

 

Langsamverkehr (Fuss- und Radwege) Art. 42  

1 Bei der Festlegung der Wegnetze des Langsamverkehrs wird nach Möglichkeit 

auf die Entflechtung der verschiedenen Mobilitätsformen geachtet. Fusswege 

sind attraktiv zu gestalten und können beleuchtet werden. 

2 Wanderwege werden gemäss Fuss- und Wanderweggesetz des Bundes (FWG) 

signalisiert. Wanderwege ausserhalb der Siedlungen sind grundsätzlich als Na-

turwege anzulegen und zu kennzeichnen. 

3 Veloverbindungen auf Strassen mit erheblichem Verkehrsaufkommen sind auf 

eigenständigen Spuren zu führen. Mountainbikerouten sind nach Möglichkeit 

und entsprechend den örtlichen Gegebenheiten getrennt vom Fuss- und Wan-

derwegnetz festzulegen. 

4 Die Gemeinde sorgt dafür, dass die Langsamverkehrswege von der Allgemein-

heit (jedermann) im Rahmen ihrer Zweckbestimmung begangen und befahren 

werden können. Die Gemeinde erlässt bei Bedarf Nutzungsbeschränkungen wie 

Reitverbote auf den für den Langsamverkehr bestimmten Wegen. 

 

Wirtschaftswege Art. 43  

1 Wirtschaftswege dienen der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung des ange-

schlossenen Gebietes. Vorbehalten bleiben spezielle Regelungen. Sie sind 

grundsätzlich als Naturstrassen anzulegen und nur dort zu befestigen, wo sich 

dies aus zwingenden Gründen als notwendig erweist. 
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2 Die Benutzung der Land- und Forstwirtschaftswege richtet sich nach den Vor-

schriften der Wald- und Meliorationsgesetzgebung sowie der örtlichen Ver-

kehrsregelung der Gemeinde. 

3 Die Gemeinde erlässt nach Bedarf Nutzungsbeschränkungen für den Langsam-

verkehr. 

 

Ver- und Entsorgungsanlagen Art. 44  

1 Der Generelle Erschliessungsplan unterscheidet die bestehenden und projek-
tierten Versorgungs- und Entsorgungsanlagen wie Anlagen der Trinkwasserver-
sorgung, der Energieversorgung und der Telekommunikation sowie nach Mass-
gabe des Generellen Entwässerungsplans der Abwasserbeseitigung, die für die 
hinreichende Erschliessung der Bauzonen notwendig sind.  

2 Grundstücke in der Bauzone müssen an die im Generellen Erschliessungsplan 
oder in Folgeplanungen festgelegten öffentlichen Leitungen angeschlossen 
werden. Die Baubehörde resp. von ihr beauftragte Dritte können den Anschluss 
an private Erschliessungsanlagen gestatten oder Private verpflichten, ihre Anla-
gen gegen angemessene Entschädigung Dritten zur Verfügung zu stellen, so-
weit die Mitbenutzung im öffentlichen Interesse liegt. 

3 Die Benutzung der öffentlichen Versorgungs- und Entsorgungsanlagen richtet 

sich nach den Erschliessungserlassen der Gemeinde. 

4 Wo der Generelle Erschliessungsplan für Ver- und Entsorgungsanlagen lediglich 

Anschlusspunkte bestimmt, wird die genaue Linienführung der Anlagen im Rah-

men einer Folgeplanung oder im Baubewilligungsverfahren festgelegt.  

5 Für Versorgungs- und Entsorgungsanlagen wie Hoch- und Niederspannungslei-

tungen oder Telefonleitungen, bei denen Bund, Kanton oder Dritte Träger sind, 

gelten die jeweiligen eidgenössischen und kantonalen Vorschriften bzw. die 

Bestimmungen der Konzessionsvereinbarungen.  

 

5. Folgeplanungen 

Folgeplanung Art. 45  

1 In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten mit Folgeplanungspflicht (Arealpla-

nung, Quartierplanung, Landumlegung) oder in konzeptpflichtigen Gebieten 

werden Bauvorhaben nur bewilligt, wenn sie den Erlass der Folgeplanung nicht 

beeinträchtigen und wenn sie den rechtskräftigen und vorgesehen neuen Vor-

schriften und Vorgaben nicht entgegenstehen.  

2 In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten mit bereits rechtskräftiger Folge-

planung (Arealplanung, Quartierplanung, Landumlegung) dürfen Baubewilligun-

gen nur erteilt werden, wenn die Bestimmungen der Folgeplanung eingehalten 

sind. 
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3 Die im Zonenplan festgelegte Abgrenzung des Planungsgebietes ist für jeder-

mann verbindlich. Der Gemeindevorstand kann zu Beginn oder im Verlauf der 

Planung das Verfahren auf weitere Grundstücke ausdehnen, sofern sich dies 

als notwendig oder zweckmässig erweist.  

4 Folgeplanungen können vom Gemeindevorstand auch ausserhalb von Gebieten 

mit Folgeplanpflicht gemäss Zonenplan durchgeführt werden, wenn sich eine 

Folgeplanung zur Umsetzung der Grundordnung als notwendig oder zweckmäs-

sig erweist. 

5 Im Rahmen von Folgeplanungen stellt die Gemeinde mit geeigneten Mitteln si-

cher, dass der Boden gemäss den Nutzungsbestimmungen haushälterisch ge-

nutzt wird. Die Gemeinde kann verlangen, dass auf der Grundlage einer Bebau-

ungs- und Erschliessungsstudie ein ortsbauliches Konzept zu entwickeln ist, 

welches folgenden Ansprüchen genügt: 

a) Optimale Einordnung von Bauten und Anlagen in die bestehende Siedlungs- 

und Freiraumstruktur sowie Bildung von kompakten Quartieren mit klaren 

Siedlungsrändern; 

b) Sicherstellung einer optimalen Ausschöpfung der zulässigen Ausnützung; 

c) Landsparende Erschliessung und Parkierung. 

 

IV Kommunale Bauvorschriften 

1. Formelles Baurecht 

Anzeigepflicht und Baubewilligungsverfahren Art. 46  

1 Bauvorhaben (Bauten und Anlagen einschliesslich Projektänderungen, Zweck-

änderungen, Erneuerungsarbeiten, Unterhaltsarbeiten sowie Zweckänderungen 

an Grundstücken, von denen erhebliche Auswirkungen auf die Nutzungsord-

nung zu erwarten sind) sind vorgängig der Projektierung und Ausführung aus-

nahmslos schriftlich der Gemeinde anzuzeigen. Die Gemeinde registriert das 

Vorhaben und die Bauherrschaft. 

2 Alle Vorhaben für Bauten und Anlagen im Bereich von Kantonsstrassen sind 

auch der zuständigen kantonalen Amtsstelle anzuzeigen.  

3 Im Rahmen von Art. 40a KRVO wird entschieden, ob ein ordentliches Baubewil-

ligungsverfahren oder ein vereinfachtes Baubewilligungsverfahren durchzufüh-

ren ist oder ob das Vorhaben ausnahmsweise als baubewilligungsfrei realisiert 

werden kann. Der Entscheid wird der Bauherrschaft innert 15 Arbeitstagen seit 

Anzeige des Vorhabens schriftlich mitgeteilt. 
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4 Nach Eingang des formellen Baugesuchs erfolgt das festgelegte Verfahren, bei 

Bedarf wird das Verfahren für Bauten ausserhalb der Bauzone eingeleitet. Die 

Gemeinde stellt bei Bauvorhaben, die Zusatzbewilligungen erfordern, die not-

wendige Koordination mit den zuständigen Behörden sicher. 

 

Vereinfachtes Baubewilligungsverfahren  Art. 47  

1 Alle nicht baubewilligungspflichtigen Bauvorhaben gemäss Art. 40 ff KRVO wer-

den grundsätzlich dem vereinfachten Baubewilligungsverfahren nach Art. 50 ff 

KRVO unterstellt. Ausgenommen davon sind bewegliche Weidezäune während 

der Weidezeit (Art. 40a KRVO). 

 

Baugesuch Art. 48  

1 Für alle der Baubewilligungspflicht unterliegenden Bauten und Anlagen (Bau-

vorhaben) ist bei der Gemeinde ein Baugesuch auf amtlichem Formular einzu-

reichen. Die elektronische Übermittlung des Baugesuchs erfolgt nach Abs. 2, in 

physischer Form sind mindestens zwei Ausfertigungen für Vorhaben innerhalb 

der Bauzone resp. mindestens vier Ausfertigungen bei BAB-Gesuchen einzu-

reichen. In besonderen Fällen können weitere Ausfertigungen verlangt werden. 

2 Eine elektronische Übermittlung des Baugesuches ist über das dafür vorgese-

hene und auf der Internetseite der Gemeinde aufgeschaltete Internetportal vor-

zunehmen. Der Gemeindevorstand kann die Einzelheiten der elektronischen 

Übermittlung in einem Reglement regeln. 

3 Die dem Baugesuch beizulegenden Unterlagen sind in Anhang 1 des Baugeset-

zes enthalten. Gesuche für koordinationspflichtige Zusatzbewilligungen richten 

sich nach den spezialrechtlichen Vorgaben. 

Aufzählung der Unterlagen gestrichen und in Anhang verwiesen. 

4 Die Baubehörde kann auf einzelne Planunterlagen verzichten oder weitere an-

fordern, sofern dies für die Beurteilung des Bauvorhabens notwendig ist. Bei 

besonderen Bauvorhaben kann sie ein Modell verlangen.  

5 Bei Bauvorhaben, die dem vereinfachten Baubewilligungsverfahren Meldever-

fahren unterliegen, ist das Baugesuch in vereinfachter Ausführung und lediglich 

mit den für das Verständnis des Vorhabens notwendigen Unterlagen einzu-

reichen.  

6 Die Baugesuchunterlagen sind von den Grundeigentümern, von der Bauherr-

schaft und von den Projektverfassenden zu unterzeichnen. In besonderen Fäl-

len ersetzt ein Nachweis der Verfügungsberechtigung die Unterschrift von 

Grundeigentümern. 
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7 Bei Änderung bestehender Bauten und Anlagen sowie bewilligter Pläne muss 

aus den Plänen der Zustand der betreffenden Bauteile vor und nach der Ände-

rung ersichtlich sein (bestehend: grau/schwarz; neu: rot; Abbruch: gelb). 

8 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist der Gemeinde unaufgefordert eine Doku-

mentation des ausgeführten Werks inkl. Änderungen abzugeben (Ausführungs-

pläne). Bei Bauvorhaben mit BAB-Bewilligung sind der Gemeinde zwei Ausferti-

gungen abzuliefern.  

 

Revers Art. 49  

1 Werden Bauten und Anlagen, welche nicht mit der gesetzlichen Regelung über-

einstimmen, ausnahmsweise für eine beschränkte Dauer bewilligt, kann die Be-

willigung vom Abschluss einer Vereinbarung abhängig gemacht werden, worin 

sich die betroffenen Grundeigentümer verpflichten, auf Verlangen der Ge-

meinde innert angemessener Frist den gesetzlichen Zustand wiederherzustel-

len (Revers). 

2 Reverse sind auf Kosten der Bauherrschaft im Grundbuch anzumerken. 

 

 

Verfahrenskosten Art. 50  

1 Zur Deckung des Aufwands im Baubewilligungsverfahren und in weiteren bau-

polizeilichen Verfahren werden kostendeckende Gebühren erhoben. Die Baube-

hörde kann die Bevorschussung dieser Kosten verlangen. 

2 Bemessung und Erhebung der Baubewilligungsgebühren richten sich nach dem 

Gebührengesetz für das Baubewilligungsverfahren der Gemeinde Zillis-Rei-

schen. 

3 Bei Abweisung von Einsprachen werden die Kosten des Einspracheverfahrens 

nach den Bestimmungen des kantonalen Raumplanungsgesetzes den Einspre-

chenden überbunden.  Nicht zulässig 

 

2. Ergänzende Vorschriften zum Zweitwohnungsgesetz 

Erstwohnungen und touristisch bewirtschaftete Wohnungen   Art. 51  

1 Für die Bewilligung von neuen Erstwohnungen und von touristisch bewirtschaf-

teten Wohnungen gelten ausschliesslich die Bestimmungen des ZWG ohne wei-

tergehende kommunale Nutzungsbeschränkungen.  
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2 Vorbehalten bleiben die allgemeinen Bau- und Zonenvorschriften sowie die Er-

schliessungsvorschriften der Gemeinde.  

 

Wohnungen im Zusammenhang mit Beherbergungsbetrieben Art. 52  

1 Die Bewilligung von Wohnungen ohne Nutzungsbeschränkung zur Querfinanzie-

rung von neuen oder bestehenden Hotels bzw. strukturierten Beherbergungs-

betrieben (Art. 8 Abs. 1 - 3 ZWG) kann von sichernden Auflagen im Rahmen ei-

ner projektbezogenen Nutzungsplanung oder im Baubewilligungsverfahren ab-

hängig gemacht werden.  

2 Umnutzungen von bestehenden Hotels bzw. strukturierten Beherbergungsbe-

trieben gemäss Art. 8 Abs. 4 ZWG sind unzulässig.  

 

3. Sicherheit und Gesundheit 

Wohnhygiene Art. 53  

1 Wohnbauten sind nach den Bedürfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner so 

zu gestalten und auszuführen, dass sie einem möglichst weiten Kreis von Per-

sonen dienen können. 

2 Wohn- und Schlafräume sowie Arbeitsräume im Untergeschoss sind erlaubt, 

sofern sie genügend belichtet, einwandfrei belüftet und gedämmt sind.  

3 Arbeitsräume im Untergeschoss sind erlaubt. Diese müssen jedoch einwandfrei 

belüftet und gedämmt sein. Siehe Abs. 2 

 

Energiehaushalt Art. 54  

1 Die Gemeinde kann den gezielten Einsatz und die Nutzung von erneuerbaren 

Energien fördern und unterstützen. Bei allen Bauten und Bauteilen ist der spar-

samen und umweltgerechten Energienutzung besondere Beachtung zu schen-

ken. 

 

Vorkehren bei Bauarbeiten Art. 55  

1 Bei Bauarbeiten aller Art sind die zum Schutz von Personen, Sachen und Um-

welt erforderlichen Massnahmen zu treffen.  
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2 Bauarbeiten sind so zu planen und auszuführen, dass möglichst wenig Immissi-

onen entstehen und die massgeblichen eidgenössischen und kantonalen Vor-

schriften eingehalten sind. Bauarbeiten, die Verkehrs- oder anderen Lärm so-

wie Staub, Erschütterungen oder lästige Gerüche verursachen, dürfen nur 

werktags von 07.00 bis 12.00 Uhr und von 13.00 bis 20.00 Uhr (samstags bis 

18.00) ausgeführt werden. In besonderen Fällen können Ausnahmen gestattet 

oder weitere Einschränkungen verfügt werden. 

3 Baustellenabwasser ist je nach Abwasserart und Anfall zu behandeln, bevor es 

mit Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde in die Kanalisation oder in 

einen Vorfluter eingeleitet oder versickert wird. Die auf Baustellen anfallenden 

Abfälle sind nach den eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Vorschrif-

ten zu verwerten oder zu entsorgen.  

 

Siloballen Art. 56  

1 Siloballen sind grundsätzlich beim Betriebszentrum oder bei einem Betriebsge-

bäude zu lagern. Die Siloballen sind vor dem Wild zu schützen. 

2 Standorte von Ballenlagern, welche für länger als 4 Monate pro Jahr eingerich-

tet resp. betrieben werden, sind bewilligungspflichtig. Eine allfällige Melde-

pflicht richtet sich nach Art. 40 Baugesetz.  Unnötig, zu aufwendig 

Die materiellrechtlichen Bestimmungen (Grenzabstände, Höhenbegrenzungen, 

Wald, Gewässer-, Strassenabstände, Verunstaltungsverbot etc.) sind bei der La-

gerung von Siloballen in jedem Fall einzuhalten. 

 

Lagerplätze Art. 57  

1 Lagerplätze für Material und Güter aller Art dürfen ausschliesslich in den dafür 

bestimmten Zonen sowie in Bauzonen erstellt werden, in denen mässig oder 

stark störende Bauvorhaben zugelassen sind. Sie dürfen das Orts- und Land-

schaftsbild nicht beeinträchtigen. 

2 Die Baubehörde ordnet bei bestehenden Lagerplätzen, die das Orts- oder Land-

schaftsbild verunstalten oder übermässige Emissionen verursachen, Massnah-

men zur Verbesserung oder ihre Beseitigung an. 

3 Die Kosten solcher Massnahmen gehen zulasten des Eigentümers oder Betrei-

bers des Lagerplatzes. 
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4. Gestaltung 

Architektur Art. 58  

1 Bauten und Anlagen sind so auszugestalten, dass in Bezug auf die Umgebung 

und das Ortsbild eine gute optische Gesamtwirkung entsteht. 

2 Bei Bauvorhaben, welche den Anforderungen an eine gute Gestaltung, insbe-

sondere bezüglich Einordnung in das bestehende Siedlungsgefüge, Proportio-

nen des Gebäudes, Gliederung der Fassaden, Dachgestaltung, Materialisierung 

oder Farbgebung nicht genügen, kann die Baubehörde den Beizug der Baubera-

tung anordnen. 

 

Dächer Art. 59  

1 Dächer sind gesamtheitlich mit Bezug zur umgebenden Bausubstanz (Dachfor-

men, Materialien, Farben) und Siedlungsstruktur zu gestalten. Farbecht blei-

bende, nicht ändernde Kunststoffmaterialien und dergleichen, die störend wir-

ken, sind nicht gestattet. 

2 Es sind grundsätzlich nur Sattel- und Walmdächer sowie angelehnte Pultdächer 

zulässig. Bei untergeordneten Gebäudeteilen sowie An- und Kleinbauten kön-

nen ausnahmsweise auch andere Dachformen, Materialien und Abweichungen 

von den Neigungsvorgaben gemäss Zonenschema zugelassen werden. Bei Be-

darf zieht die Gemeinde in den Kern- und Dorfzonen diesbezüglich die Gestal-

tungsberatung bei. 

3 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind mit besonderer Sorgfalt und Zurück-

haltung zu gestalten. Sie dürfen insgesamt nicht mehr als 1/5 der Fassaden-

länge ausmachen und nicht mehr als 1.2 m über die Dachhaut hinausragen.  

Bereits in den Massen nach IVHB geregelt 

4 In der Kernzone und der Dorfzone sind Dachaufbauten und Dacheinschnitte nur 

ausnahmsweise zulässig, wenn es sich nicht um eine geschützte oder zu erhal-

tende Baute handelt und keine andere Möglichkeit zur Belichtung des Dachrau-

mes besteht. Einzelne Dachflächenfenster bis max. 1.40 m2 Fensterfläche sind 

bei guter Einordnung gestattet. 

5 Die Baubehörde kann bei guter Gestaltung und nachvollziehbarer Begründung 

oder im Zusammenhang mit der Nutzung von erneuerbaren Energien Art. 60 

(Energieanlagen) und 61 (Solaranlagen) Ausnahmen von Absatz 2 gestatten. 

wenn eine positive Beurteilung der Gestaltungsberatung vorliegt.  Siehe Abs. 2 
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Energieanlagen im Allgemeinen Art. 60  

1 Anlagen zur Nutzung von alternativen Energiequellen sind im Rahmen der tech-

nischen Möglichkeiten insbesondere gut ins Gebäude sowie ins Orts- und Land-

schaftsbild einzufügen. Die Baubehörde zieht bei Bedarf externe Fachleute für 

die technische und gestalterische Beurteilung bei.  

2 Die Baubehörde kann Richtlinien für die Einfügung von Energieanlagen erlas-

sen, dabei ist zwischen standortgebundenen Anlagen bspw. zur Warmwasserer-

zeugung und standortungebundenen Anlagen zur Stromerzeugung (Photovol-

taik) zu differenzieren. 

 

Solaranlagen  Art. 61  

1 Als Solaranlagen gelten Photovoltaikanlagen zur Erzeugung von elektrischer 

Energie (PVA) und thermische Solaranlagen zur Produktion von warmem Was-

ser (Kollektoren). Das Bewilligungsverfahren und die Gestaltung von Solaranla-

gen richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften des übergeordneten 

Rechts. Als Beurteilungsgrundlage für die Gestaltung dient der jeweilige Leitfa-

den für Solaranlagen des Amtes für Raumentwicklung Graubünden.  

2 Nach Möglichkeit sind in erster Linie In- und Aufdachlösungen zu realisieren. 

Das Aufständern ist nur in Ausnahmefällen, und soweit dadurch das Orts- und 

Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird, zulässig.  

3 Solaranlagen, die Kulturobjekte gemäss Bundesinventar ISOS oder gemäss Ge-

nerellem Gestaltungsplan tangieren, unterliegen der Gestaltungsberatungs-

pflicht und bedürfen einer ordentlichen Baubewilligung.  

 

Einfriedungen und Pflanzen Art. 62  

1 Einfriedungen wie Zäune, Mauern und Lebhäge sind gut zu gestalten und haben 

sich in das Orts- und Landschaftsbild einzufügen. Mobile Weidezäune sind nach 

erfolgter Beweidung umgehend wieder zu entfernen. Längs öffentlichen Er-

schliessungsstrassen sind Einfriedungen wie Zäune, Mauern und Lebhäge min. 

50 cm zurückzusetzen. Gegen Revers können sie bis an den Fahrbahnrand ge-

stellt werden. Bei Einfriedungen und Pflanzen an Kantonsstrassen gilt Art. 45 

StrG in Verbindung mit Art. 21 und 22 StrV. 
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2 Zäune aus Stacheldraht oder anderen gefährlichen Materialien sind auf dem 

ganzen Gemeindegebiet verboten. Bestehende Zäune aus solchen Materialien 

sind innert 3 Jahren seit Inkrafttreten dieser Bestimmung zu entfernen. Tempo-

rär erstellte Maschendrahtzäune sind nach deren Gebrauch zu entfernen. Die 

Baubehörde trifft die erforderlichen Anordnungen zur Beseitigung gefährlicher 

Zäune. Nötigenfalls lässt die Baubehörde die erforderlichen Massnahmen auf 

Kosten der Eigentümerschaft ausführen. 

3 Beeinträchtigen Pflanzen fremdes Eigentum, die öffentliche Sicherheit oder das 

Orts- und Landschaftsbild, kann die Baubehörde deren Beseitigung anordnen. 

Die Kosten sind durch den Verursachenden zu tragen. 

 

Terrainveränderungen, Böschungen und Mauern Art. 63  

1 Veränderungen des bestehenden Geländeverlaufs sind nur zulässig, soweit sie 

das Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. 

2 Unumgängliche Abgrabungen und Aufschüttungen sind nach Abschluss der Ar-

beiten zu begrünen oder mit einheimischen Bäumen oder Sträuchern zu be-

pflanzen. Die Baubehörde kann Wiederherstellungspläne verlangen. 

3 Böschungen und Stützmauern sowie hinterfüllte Mauern sind auf das Unerläss-

liche zu beschränken. 

 

Reklame- und Hinweistafeln Art. 64  

1 Dauerhafte und temporäre Reklame- und Hinweistafeln sind zulässig, soweit sie 

das Orts- und Landschaftsbild sowie die Verkehrssicherheit nicht beeinträchti-

gen. Blinkende Anlagen sind verboten. 

2 Ausserhalb des Siedlungsgebiets dürfen Plakate nur an den von der Gemeinde 

bezeichneten Stellen angebracht werden. 

3 An Kantonsstrassen bedingen neue Anlagen oder Änderungen an bestehenden 

Anlagen eine Bewilligung des kantonalen Tiefbauamtes (Art. 24 StrV). 

Antennen Art. 65  

1 Die Standorte von Aussenantennen einschliesslich Parabolantennen sind so zu 

wählen, dass sie das Ortsbild nicht beeinträchtigen. Die Gemeinde kann bei 

Neubauten sowie wesentlichen Umbauten oder Erweiterungen die Erstellung 

von Gemeinschaftsantennen vorschreiben und das anschlusspflichtige Gebiet 

bestimmen. (war vorher Abs. 3, neu in Abs. 1 zusammengenommen) 
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2 Zum Schutz der Wohngebiete vor Immissionen und zum Schutz des Ortsbildes 

in der Dorfkern- und Dorfkernerweiterungszone sind die Standorte für visuell 

wahrnehmbare Mobilfunkantennen nach folgenden Prioritäten zu wählen:  

1. Priorität:   Mitbenützung bestehender Standorte ausserhalb der  

      Bauzone, sofern nachweislich, etwa aus Gründen des 

           Ortsbild- und Landschaftsschutzes, vorteilhafter gegen- 

      über Standorten innerhalb der Bauzone  

2. Priorität:   Standorte in reinen Arbeitszonen oder in anderen Zonen,  

     die überwiegend der Arbeitsnutzung dienen 

3. Priorität:   Standorte in Mischzonen  

4. Priorität:  Standorte in Wohnzonen 

Um die Anzahl Antennenstandorte möglichst gering zu halten, sind zudem, so-

weit technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar, durch die An-

bieter bestehende Standorte gemeinsam zu nutzen. Die Mobilfunkanbieter be-

gründen die Standortwahl mit entsprechendem Nachweis im Baugesuch. 

Sofern die bewilligten Antennenanlagen aufgrund neuer Erkenntnisse nicht 

mehr nutzbar sind, sind diese auf Kosten des Eigentümers zu beseitigen. Die 

Gemeinde kann eine Frist zur Beseitigung und Wiederherstellung anordnen.  

 

Campieren, Abstellen von Wohnwagen und Campingmobilen Art. 66  

1 Das Campieren oder dauerndes Abstellen von Wohnwagen und Campingmobi-

len ausserhalb von Zonen mit erlaubter Campingnutzung ist unter Vorbehalt 

von Abs. 2 und 3 unzulässig. 

2 Die Gemeinde kann innerhalb und ausserhalb von in der Bauzone gelegenen 

Gebäuden und Grundstücken Ausnahmen vom Verbot nach Abs. 1 gewähren, 

sofern dadurch die Realisierung und Nutzung der Pflichtabstellplätze für Motor-

fahrzeuge nicht erschwert wird und keine nachbarlichen Interessen resp. Orts-

bildschutzanliegen entgegenstehen.  

3 Die Gemeinde kann weiter für Angebote, die hauptsächlich auf einzelne Über-

nachtungen ausgelegt sind, ebenfalls Ausnahmen zulassen, insbesondere:  

a. Im Rahmen von zeitlich befristeten Zeltlagern. 

b. Auf Parkplätzen resp. von der Gemeinde bezeichneten Stellplätzen.  

c. Bei landwirtschaftlichen Gewerbebetrieben. 

4 Für den gewerbemässigen Betrieb eines Stellplatzes auf dem Gemeindegebiet 

bedarf es einer Bewilligung der Gemeinde und ausserhalb der Bauzone eine 

BAB-Bewilligung der BAB-Behörde. 
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5. Verkehr 

Verkehrssicherheit Art. 67  

1 Bauliche Anlagen wie Einmündungen, Ausfahrten und Ausgänge auf Strassen, 

Wege und Plätze dürfen die Benützer der Verkehrsanlagen nicht gefährden. Die 

Baubehörde kann die Anpassung oder Beseitigung gefährlicher Anlagen und 

Gewächse auf Kosten der Eigentümerin oder des Eigentümers verfügen.  

2 Auf Dächern entlang von öffentlich nutzbaren Räumen sind Dachkännel und 

Schneefangvorrichtungen anzubringen. Wird durch abfliessendes Wasser oder 

Dachlawinen die öffentliche Sicherheit gefährdet, haben Grundeigentümer die 

notwendigen Massnahmen zur Beseitigung der Gefährdung zu treffen. Bleiben 

sie untätig, lässt die Gemeinde die erforderlichen Massnahmen auf ihre Kosten 

ausführen. 

3 An Kantonsstrassen bedingen neue Anlagen oder Änderungen an bestehenden 

Anlagen eine zusätzliche Bewilligung des kantonalen Tiefbauamtes. 

 

Zu- und Ausfahrten Art. 68  

1 Einstellhallen und Garagen mit direkter Ausfahrt auf verkehrsreiche kommunale 

Strassen, Wege und Plätze müssen einen Vorplatz von mindestens 5.0 m Länge 

und 3.0 m Breite aufweisen. Dienen sie zur Unterbringung von Fahrzeugen mit 

mehr als 5.0 m Länge, ist der Vorplatz entsprechend zu vergrössern.  

2 Rampen dürfen eine maximale Neigung von 12% aufweisen. Bei Rampen an ver-

kehrsreichen Strassen muss zwischen der Strassengrenze und dem Beginn der 

Neigung ein Vorplatz mit einer Neigung von höchstens 5% und von mindestens 

4.0 m Länge vorhanden sein. Bei Vorliegen besonderer Verhältnisse, insbeson-

dere in der Kernzone von Zillis und der Dorfzone von Reischen, können davon 

abweichende Masse gestattet werden. 

3 Die Baubehörde kann die Erstellung gemeinschaftlicher Zu- und Ausfahrten vor-

schreiben oder die Eigentümerinnen und Eigentümer bestehender Anlagen ver-

pflichten, Dritten die Mitbenützung gegen angemessene Entschädigung zu ge-

statten, sofern sich dies im öffentlichen Interesse als notwendig erweist. 

4 An Kantonsstrassen bedingen neue Anlagen oder Änderungen an bestehenden 

Anlagen eine zusätzliche Bewilligung des kantonalen Tiefbauamts. 
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Abstellplätze für Motorfahrzeuge Art. 69  

1 Bei Neubauten sowie bei Umbauten und Erweiterungen, welche zusätzlichen 

Verkehr erwarten lassen, hat die Bauherrschaft auf eigenem Boden während 

des ganzen Jahrs zugängliche Abstellplätze für Motorfahrzeuge zu erstellen und 

dauernd für die Parkierung offen zu halten. Werden Abstellplätze auf fremden 

Boden bereitgestellt, sind entsprechende, dauernde Dienstbarkeiten einzutra-

gen. 

2 Grundsätzlich sind bereitzustellen bei: 

– Wohnbauten: 1 Motorfahrzeug-Abstellplatz pro Wohnung bis 

80 m2 Hauptnutzfläche, darüber 2 Abstellplätze 

– Gewerbe- / Bürogebäude: 1 Platz pro 50 m2 Hauptnutzfläche 

– Verkaufslokal: 1 Platz pro 30 m2 Verkaufsfläche 

– Beherbergungsbetrieb: 1 Platz pro 4 Gastbetten 

– Restaurationsbetrieb: 1 Platz pro 4 Sitzplätze (ohne Hotelspeisesäle) 
 

3 Ab vier Pflicht-Abstellplätze pro Wohnbaute ist mindestens ein Besucherabstell-

platz zu realisieren. Vorbehalten bleiben Bestimmungen in Folgeplänen. 

4 Für weitere Bauten und Anlagen wird die Anzahl der Pflichtparkplätze gemäss 

den Normen des Schweizerischen Verbandes der Strassen- und Verkehrsfach-

leute (VSS-Normen) bestimmt. In besonderen Fällen kann die Anzahl Pflicht-

parkplätze gegen Revers herabgesetzt werden. 

5 Eigentümer bestehender Bauten und Anlagen werden zur Schaffung von Ab-

stellplätzen oder zur Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage verpflichtet, so-

fern es die Verhältnisse erfordern. 

6 Werden Pflichtparkplätze durch nachträgliche Abparzellierung von der zugehöri-

gen Baute oder Anlage getrennt, ist durch die Grundeigentümer der Nachweis 

für Realersatz im Sinne von Abs. 1 zu erbringen. 

 

Ersatzabgabe für Motorfahrzeug-Abstellplätze Art. 70  

1 Ist die Anlage der vorgeschriebenen Motorfahrzeug-Abstellplätze auf eigenem 

oder durch vertragliche Abmachung gesichertem fremdem Boden nicht möglich 

und können die Abstellplätze auch nicht in einer Gemeinschaftsanlage bereit-

gestellt werden, ist für jeden fehlenden Abstellplatz eine einmalige Ersatzab-

gabe zu bezahlen. 
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2 Die Ersatzabgabe beträgt pro Abstellplatz Fr. 5'000.- CHF 8‘000.-. Dieser Be-

trag entspricht dem schweizerischen Baupreisindex (Hochbau, Grossregion 

Ostschweiz) am 1. April 2022 von 107.9 Punkten (Basis April 2020 = 100 

Punkte). Verändert sich der Index um jeweils 10% der Punkte, erhöht oder er-

mässigt sich die Ersatzabgabe ebenfalls um 10%. Die Bezahlung der Ersatzab-

gabe gibt keinen Anspruch auf einen Motorfahrzeug-Abstellplatz. 

3 Die Ersatzabgabe wird der Bauherrschaft bei Erteilung der Baubewilligung in 

Rechnung gestellt und ist vor Baubeginn zu bezahlen. Der Ertrag der Abgaben 

ist für die Erstellung öffentlicher Parkplätze oder die Förderung des öffentlichen 

Verkehrs und Langsamverkehr zu verwenden.  

 

Anordnung von Motorfahrzeug-Abstellplätzen Art. 71  

1 Auf wertvolle Baumbestände und Gärten sowie für das Ortsbild bedeutsame 

Räume wie Innenhöfe, Plätze oder Mauern und Einfriedungen ist bei der Anlage 

von Abstellplätzen gebührend Rücksicht zu nehmen.  

2 Bei Bedarf zieht die Gemeinde die Gestaltungsberatung bei.  

 

6. Versorgung und Entsorgung 

Öffentliche Werkleitungen Art. 72  

1 Öffentliche Werkleitungen werden in der Regel im Strassengebiet oder inner-

halb genehmigter Baulinien verlegt. Muss eine öffentliche Leitung Privatgrund-

stücke durchqueren, so ist der Bau der Leitung samt zugehörigen Anlagen auf 

privatem Boden gegen angemessene Entschädigung zu dulden. Die Entschädi-

gung wird im Streitfall durch die zuständige Enteignungskommission festge-

setzt.  

2 Ändern sich die Bedürfnisse des belasteten Grundstücks, so ist die Leitung auf 

Kosten der Gemeinde zu verlegen, sofern nicht bei der Begründung des Durch-

leitungsrechts eine andere Regelung getroffen worden ist. 

 

Abwässer Art. 73  

1 Abwässer von Bauten und Anlagen sind nach den eidgenössischen und kanto-

nalen Vorschriften über den Schutz der Gewässer sowie nach Massgabe des 

Generellen Entwässerungsplans zu behandeln und zu entsorgen.  

2 Einzelheiten bestimmt die Wasser- und Abwassergesetzgebung. 
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Kompostierungsanlagen  Art. 74  

1 Kompostierungsanlagen sind so anzulegen und zu betreiben, dass keine unnöti-

gen Geruchsemissionen oder andere Belästigungen für Dritte entstehen, dass 

Wildtiere keinen Zugriff auf die Anlage erlangen und dass die Verbreitung inva-

siver Neophyten bestmöglich ausgeschlossen werden kann. 

 

7. Öffentlicher und privater Grund und Luftraum 

Nutzung des öffentlichen Grunds und Luftraums Art. 75  

1 Gesteigerter Gemeingebrauch an öffentlichem Grund oder öffentlichen Gewäs-

sern ist nur mit Bewilligung der Gemeinde zulässig.  

2 Eine über den gesteigerten Gemeingebrauch hinausgehende Sondernutzung an 

öffentlichem Grund oder an öffentlichen Gewässern bedarf einer Konzession 

der Gemeinde.  

3 Die Nutzung des öffentlichen Luftraums durch Erker, Balkone oder andere aus-

ladende Gebäudeteile ist gestattet, wenn die Benützung des öffentlichen 

Grunds nicht erschwert wird, die Verkehrssicherheit gewährleistet ist und keine 

anderen öffentlichen Interessen entgegenstehen. Bestehende vorspringende 

Gebäudeteile wie Vorsprünge, Sockel, Erker, Vordächer dürfen bewilligungsfrei 

nachgedämmt werden.  

4 Bewilligungen für gesteigerter Gemeingebrauch und Sondernutzungen können 

von der Leistung einer Entschädigung abhängig gemacht werden.  

5 Vorbehalten bleiben die bestehenden Regelungen gemäss Konzessionsverträ-

gen. 

 

Nutzung des Privateigentums für öffentliche Zwecke Art. 76  

1 Die Gemeinde oder von ihr beauftragte Dritte sind berechtigt, Schilder und Ta-

feln wie Verkehrssignale, Strassentafeln, Wegmarkierungen, Vermessungszei-

chen, Angaben über Werkleitungen sowie technische Einrichtungen wie Hyd-

ranten, Vorrichtungen für die öffentliche Beleuchtung, Schaltkästen und Mess-

einrichtungen auf Privatgrundstücken oder an Privatbauten unentgeltlich anzu-

bringen. Berechtigten Wünschen der Grundeigentümer ist Rechnung zu tragen. 

Verursachen diese jedoch unzumutbare Mehrkosten so sind diese von den Ver-

ursachern zu tragen. 
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Nutzung von fremdem Eigentum für private Zwecke   Art. 77  

1 Die Bauherrschaft ist bei Bauvorhaben in der Bauzone berechtigt, fremden Pri-

vatboden vorübergehend als Baustellenzufahrt, zur Lagerung von Material und 

Maschinen, zur Einlassung von Erdankern oder zu vergleichbaren Zwecken in 

Anspruch zu nehmen, sofern dies für Vorbereitungshandlungen oder für die 

Ausführung des Bauvorhabens unumgänglich ist.  

2 Die Ausübung dieses Rechts hat für das Eigentum des Betroffenen möglichst 

schonend zu erfolgen und darf dieses nicht in unzumutbarer Weise gefährden 

oder beeinträchtigen. Die Bauherrschaft hat die Massnahmen und Vorrichtun-

gen nach Beendigung der Bauarbeiten zu entfernen, sofern dies technisch mög-

lich ist und keinen unverhältnismässigen Aufwand verursacht.  

3 Der Betroffene hat Anspruch auf angemessene Entschädigung für die vorüber-

gehende Beanspruchung und auf vollen Schadenersatz. 

4 Der Ansprecher hat die beabsichtigte Inanspruchnahme dem Betroffenen ge-

nau und rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. Stimmt der Betroffene innert 30 Ta-

gen seit der Mitteilung nicht zu oder können sich die Beteiligten über die Höhe 

der angemessenen Entschädigung nicht einigen, entscheidet auf Begehren des 

Ansprechers die Gemeinde innert 20 Tagen mittels anfechtbarer Verfügung 

über die Zulässigkeit der Inanspruchnahme und / oder die Höhe der Entschädi-

gung.  

5 Allfällige Schadenersatzansprüche hat der Betroffene auf dem Zivilweg geltend 

zu machen. 

 

V Erschliessungsordnung 

1. Allgemeines 

Erschliessungsprogramm Art. 78  

1 Der Gemeindevorstand ist zuständig für den Erlass des Erschliessungspro-

gramms. Dieses wird vom Bauamt unter Mitwirkung des mit dem Bauwesen be-

trauten Mitglieds der Geschäftsleitung erarbeitet. 

2 Der Entwurf für das Erschliessungsprogramm in der Gemeinde liegt während 

30 Tagen öffentlich auf. Während der öffentlichen Auflage können Betroffene 

bei der Gemeinde Vorschläge und Einwendungen einbringen.  

3 Die sich aus dem Erschliessungsprogramm ergebenden finanziellen Verpflich-

tungen werden in das jährliche Budget der Gemeinde aufgenommen.  

4 Bei wesentlichen Anpassungen des Erschliessungsprogramms ist das Auflage-

verfahren zu wiederholen.  
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Erschliessungserlasse Art. 79  

1 Die Erschliessungserlasse regeln in Ergänzung des Baugesetzes die Projektie-

rung, die Erstellung und technische Gestaltung, die Benützung, den Unterhalt 

und die bedarfsgerechte Erneuerung der öffentlichen und privaten Erschlies-

sungsanlagen, insbesondere in den Bereichen der Wasserversorgung, der Ab-

wasserbehandlung, der Abfallbewirtschaftung sowie der Energieversorgung und 

der Telekommunikation, soweit nicht einzelne Aufgaben Gemeindeverbindun-

gen, konzessionierten Trägerschaften oder Privaten übertragen sind. Die Er-

schliessungserlasse legen die Anschlusspflichten und Anschlussvoraussetzun-

gen fest.  

2 Die Erschliessungserlasse regeln ausserdem die Deckung der Aufwendungen 

der Gemeinde für den Bau, den Betrieb, den Unterhalt und die Erneuerung der 

Versorgungs- und Entsorgungsanlagen. Sie legen insbesondere fest, welche 

Versorgungsanlagen nach den Bestimmungen der kantonalen Raumplanungs-

gesetzgebung über Beiträge und welche über Gebühren finanziert werden. So-

weit Gebühren erhoben werden, bestimmen die Erlasse den Kreis der Gebüh-

renpflichtigen, die Bemessungsgrundlagen und die Gebührenansätze sowie das 

Verfahren für die Veranlagung und den Bezug der Gebühren.  

3 Bei der Ausgestaltung der Erschliessungserlasse sind die Vorgaben der überge-

ordneten Gesetzgebung, namentlich das Verursacherprinzip, zu beachten. Zu-

ständig für den Erlass der Erschliessungsgesetze ist die Gemeindeversamm-

lung.  

4 Vorbehalten bleiben besondere Regelungen im Rahmen von Areal- und Quar-

tierplanungen sowie in Konzessionsvereinbarungen im Bereich Elektrizitätsver-

sorgung. 

 

2. Projektierung und Bewilligung 

Generelle Projekte und Bauprojekte Art. 80  

1 Die generellen Projekte umfassen die Verkehrsanlagen der Groberschliessung, 

die Hauptanlagen der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung, die Ver-

kehrsanlagen der Groberschliessung sowie Anlagen der Energieversorgung und 

der Abfallbewirtschaftung.  

2 Die Bauprojekte bestimmen Art, Umfang, Lage und bautechnische Gestaltung 

von Erschliessungsanlagen und weitere Einzelheiten.  

3 Die Bewilligung der Erschliessungsanlagen erfolgt im Baubewilligungsverfahren. 
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3. Ausführung, Betrieb, Unterhalt und Erneuerung 

Öffentliche Erschliessungsanlagen 

Ausführung Art. 81  

1 Die gemeindeeigenen Anlagen der Grund- und Groberschliessung werden von 

der Gemeinde nach Massgabe des Erschliessungsprogramms ausgeführt. Vor-

behalten bleiben besondere Erschliessungsanordnungen für die im Generellen 

Erschliessungsplan festgelegten Erschliessungsbereiche.  

2 Anlagen der Feinerschliessung werden von der Gemeinde erstellt, wenn diese 

einer grösseren Anzahl von Grundstücken dienen. Müssen Anträge Interessier-

ter auf Durchführung der Feinerschliessung abgelehnt werden, können die An-

tragstellenden ermächtigt werden, die Anlagen nach den Plänen der Gemeinde 

als private Erschliessungsanlagen zu erstellen. Davon ausgenommen sind die 

Anlagen zur Elektrizitätsversorgung. 

3 Die Gemeinde sorgt für einen einwandfreien Betrieb und Unterhalt sowie die 

rechtzeitige Erneuerung aller gemeindeeigenen Anlagen.  Unnötig 

 

Betrieb, Unterhalt und Erneuerung Art. 82  

1 Die Gemeinde sorgt für einen einwandfreien Betrieb und Unterhalt sowie die 

rechtzeitige Erneuerung aller gemeindeeigenen Erschliessungsanlagen. 

2 Verunreinigungen von öffentlichen Verkehrsanlagen sind zu vermeiden. Die Ge-

meinde sorgt für eine periodische Reinigung der von ihr unterhaltenen Anlagen. 

3 Werden Verkehrsanlagen durch Private übermässig verschmutzt, sind diese von 

den Verursachern auf eigene Kosten zu reinigen. Die Gemeinde kann erforderli-

che Anordnungen treffen. 

 

Schneeräumung  Art. 83  

1 Die gemeindeeigenen Verkehrsanlagen werden während des Winters von der 

Gemeinde offengehalten, soweit es den öffentlichen Bedürfnissen entspricht. 

Die Baubehörde bezeichnet im Rahmen der von der Gemeinde gesprochenen 

Kredite die jeweils zu räumenden Gemeindestrassen, Wege und Plätze. 

2 Die Gemeinde ist befugt, bei der Schneeräumung den Schnee und Streugut un-

ter möglichster Schonung von Bauten und Kulturen auf angrenzenden privaten 

Grundstücken abzulagern. Die betroffenen Grundstücke sind von der Gemeinde 

nach der Schneeschmelze von Split und Abfällen zu reinigen. Schäden an Bau-

ten, Zäunen oder Pflanzen werden repariert oder vergütet. Das Strassengesetz 

der Gemeinde regelt weitere Details. 
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Private Erschliessungsanlagen 

Allgemeines Art. 84  

1 Die Ausführung und Finanzierung von privaten Erschliessungsanlagen ist Sache 

der Grundeigentümer. Die Anlagen sind dauernd in gutem und funktionsfähi-

gem Zustand zu halten und rechtzeitig zu erneuern.  

2 Die Schneeräumung auf Privatstrassen und die Freilegung privater Zugänge ist 

Sache der Privaten.  

3 Bei Vernachlässigung dieser Verpflichtungen trifft die Gemeinde die erforderli-

chen Massnahmen. Sofern notwendig, ordnet sie die Ersatzvornahme an. 

4 Muss eine private Leitung ein fremdes Grundstück durchqueren, so ist der Bau 

der Leitung samt zugehörigen Anlagen gegen angemessene Entschädigung zu 

dulden. Im Streitfall kann die Baubehörde den Grundeigentümer verpflichten, 

das Durchleitungsrecht zu gewähren. 

 

Gemeinschaftsanlagen und gemeinschaftliche Nutzung Art. 85  

1 Die Baubehörde kann die Grundeigentümer eines Quartiers und benachbarter 

Grundstücke verpflichten, private Gemeinschaftsanlagen zu erstellen und die 

Anlagen auch Dritten gegen angemessene Entschädigung zur Verfügung zu 

stellen.  

2 Eigentümer privater Verkehrs- oder Versorgungsanlagen können verpflichtet 

werden, Anlagen wie Privatstrassen, Zufahrten, Zugangswege, Wasserleitungen, 

Kanalisationsleitungen auch Dritten zur Verfügung zu stellen, soweit die Mitbe-

nutzung im öffentlichen Interesse liegt. 

3 Die Gemeinde legt in solchen Fällen u.a. den Kostenanteil für jedes angeschlos-

sene Grundstück fest. 

4 Für grössere Gemeinschaftsanlagen sind Quartierplanverfahren durchzuführen. 

 

Übernahme durch die Gemeinde Art. 86  

1 Die Gemeinde kann den Unterhalt und die Reinigung von privaten Verkehrs-, 

Versorgungs- oder Entsorgungsanlagen sowie den Winterdienst auf Privatstras-

sen gegen Verrechnung der Selbstkosten übernehmen, wenn  

a. es die Mehrheit der beteiligten Grundeigentümer beantragt, oder 

b. die Grundeigentümer ihrer Unterhaltspflicht nicht in genügender Weise 

nachkommen. 

Die Kosten werden nach dem Vorteilsprinzip auf die Eigentümer aufgeteilt. 



Gemeinde Zillis-Reischen 
 
Baugesetz, Änderungsfassung 
 

 
 

 47 

2 Der Gemeindevorstand kann auf Antrag private Erschliessungsanlagen, die dem 

Gemeingebrauch dienen und den technischen Anforderungen genügen, über-

nehmen, sofern die Anlagen unentgeltlich und in gutem Zustand abgetreten 

werden. Vorbehalten bleibt die Übernahme privater Erschliessungsanlagen auf 

dem Enteignungsweg. 

 

VI Vollzugs- und Schlussbestimmungen 

Vollzug Art. 87  

1 Die zuständigen Gemeindeorgane vollziehen die ihr nach diesem Gesetz, den 

darauf beruhenden Erlassen und der übergeordneten Gesetzgebung überbun-

denen Aufgaben. Bei Planungen und bei der Erteilung von Baubewilligungen 

sind neben den kommunalen Vorschriften die einschlägigen Bestimmungen des 

eidgenössischen und kantonalen Rechts einzuhalten.  

2 Der Gemeindevorstand erlässt bei Bedarf Vollzugshilfen wie Merkblätter oder 

Richtlinien für die Ausgestaltung von Bauvorhaben namentlich mit Bezug auf 

Gestaltung, Wohnhygiene, Sicherheit, Unterhalt.  

3 Rechtserlasse und Vollzugshilfen werden Interessierten zu den Selbstkosten 

zur Verfügung gestellt. Sie sind von den mit dem Vollzug des Baugesetzes be-

trauten Personen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit zu beachten. 

 

Rechtsmittel Art. 88  

1 Verfügungen und Anordnungen des Bauamts, der Geschäftsleitung oder einzel-

ner Gemeindefunktionäre bei der Anwendung des vorliegenden Gesetzes oder 

der darauf beruhenden Erlasse können innert 20 Tagen seit Mitteilung durch 

Beschwerde beim Gemeindevorstand angefochten werden. BAB-Entscheide 

sind direkt vor dem Obergericht des Kantons Graubünden anfechtbar. 

2 Jeder Partei steht es offen, die Sistierung des Verfahrens zugunsten einer Medi-

ation zu beantragen. Das Verfahren richtet sich nach der kantonalen Raumpla-

nungsgesetzgebung.  

3 Gegen Entscheide des Gemeindevorstandes kann innert 30 Tage Beschwerde 

an das Obergericht des Kantons Graubünden eingereicht werden.  
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Inkrafttreten Art. 89  

1 Das vorliegende Baugesetz tritt nach Annahme durch die Urnenabstimmung 

mit der Genehmigung durch die Regierung in Kraft.  

2 Seine Bestimmungen sind auf alle Baugesuche und Planungen anwendbar, die 

im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Baugesetzes noch nicht bewilligt oder ge-

nehmigt sind.  

3 Mit dem Inkrafttreten Baugesetz gelten sämtliche widersprechenden früheren 

Vorschriften der ehemaligen Gemeinden als aufgehoben, vorbehältlich folgen-

der nutzungsplanerischer Festlegungen, Erlasse und Planungsmittel: 

- Teilrevision Nislas (projektbezogene Planung) – Beschluss Gemeindever-

sammlung vom 5. Dezember 2024, Regierungsbeschluss pendent 

Formelle Anpassungen gemäss neuem Baugesetz gehen den vorbehaltenen 

Planungserlassen vor. 
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Anhang 1 – Dem Baugesuch beizulegende Unterlagen (soweit erforderlich) 

Bei den unter «Regelfall» gekennzeichneten Unterlagen handelt es sich um Unterlagen, welche im Regelfall einzureichen 

sind. In Rücksprache mit der Bauverwaltung kann fallweise auf einzelne Grundlagen verzichtet werden. 

Bei den unter «bei Bedarf» gekennzeichneten Unterlagen handelt es sich um Unterlagen, welche bei Bedarf zusätzlich ein-

zureichen sind. Die Bauverwaltung bestimmt, welche Unterlagen einzureichen sind.  

 

Unterlagen / Nachweis 

Re
ge

lfa
ll 

be
i B

ed
ar

f 

1. Situationsplan im Massstab 1:500 oder 1:1000 (Katasterkopie) enthaltend: Grenzverlauf, Parzellen-

nummern, Grundstücksflächen, überbaute Fläche, projizierte Fassadenlinie, Lage der Nachbarge-

bäude, Zufahrten, Abstellplätze, Baulinien, Grenz- und Gebäudeabstände, versicherte Höhenbezugs-

punkte; 

X  

2. Bei Erweiterungen und Umbauten sowie bei Aussenrenovationen Fotodokumentation über das beste-

hende Gebäude sowie ein bauhistorisches Objektinventar bei schützenswerten und erhaltenswerten 

Gebäuden und Anlagen in Erhaltungszonen; 

 X 

3. Situationsplan mit Anschlüssen für Wasser, Kanalisation, elektrischen Strom und Telefon; X  

4. Grundrisse aller Geschosse im Massstab 1:100 mit vollständigen Angaben über Aussenmasse und 

Mauerstärken der Aussen- und Wohnungstrennwände, alle relevanten Masse gemäss IVHB; projizierte 

Fassadenlinie im Grundriss des 1. Vollgeschosses; Zweckbestimmung der Räume; 

X  

5. Ansichten und Schnitte 1:100 mit vollständigen Angaben zu massgeblichen Höhenmassen gemäss 

Skizze im Baugesetz, mit Verlauf des massgebenden und neuen Terrains in der Flucht der projizierten 

Fassadenlinie bis zur Grenze, sowie Strassenhöhen; Angabe der massgeblichen Längen-, Flächen- und 

Höhenmasse von Abgrabungen, zum Herausragen von Unterniveaubauten sowie von Dachaufbauten; 

X  

6. Detaillierte Berechnung der Ausnützungsziffer mit Darstellung der Geschossflächenkomponenten nach 

SIA 416 und den für die Ausnützungsziffer massgeblichen Elementen sowie der Abstellplätze; 

X  

7. Projektpläne der Umgebungsarbeiten mit Darstellung von Terrainveränderungen, Stützmauern, Einfrie-

dungen, Baugrubensicherungen, Parkplätzen, Bepflanzungen usw.; 

X  

8. Baubeschrieb mit Angaben über Zweckbestimmung, Bauausführung, Material, Farbgebung usw.; X  

9. Angabe der approximativen Baukosten; kubische Berechnung nach SIA-Norm 416; X  

10. Unterlagen für den baulichen Zivilschutz gemäss eidgenössischen und kantonalen Vorschriften;  X 

11. Unterlagen für die der feuerpolizeilichen Bewilligungspflicht unterstellten Anlagen;  X 

12. Bei Bauten und Anlagen im Bereich von Kantonsstrassen und von Waldareal die gemäss kantonalen 

Vorschriften erforderlichen Gesuche samt Vorprüfungsberichte der Fachstellen; 

 X 

13. Energienachweis sowie Ergebnis desselben auf offiziellem Formular. Für geschützte und wertvolle Ge-

bäude gelten bezüglich Energienachweis besondere Bestimmungen; 

X  

14. Nachweis betreffend Schallschutz gemäss eidgenössischen Vorschriften;  X 

15. Vorprüfungsentscheid der Gebäudeversicherung bei Gebäuden in der Gefahrenzone;  X 

16. Bei Wasser- und Abwasseranschlüssen Angaben über Wasserbedarf, Rohrdurchmesser, Rohrmaterial 

und Gefälle der Anschlussleitungen; 

 X 
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Unterlagen / Nachweis 

Re
ge

lfa
ll 

be
i B

ed
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17. Detailpläne der Abwasserreinigungsanlagen (Einzelkläranlagen) bzw. der erforderlichen Vorbehand-

lungsanlagen für Abwasser sowie Angaben zur Dimensionierung der Anlagen; 

 X 

18. Bei relevanten Bauvorhaben im Sinne von Art. 80 KRG, Konzepte und Formulare zum behindertenge-

rechten Bauen nach SIA 500 (ein Plansatz); 

 X 

19. Bei Bauvorhaben, einschliesslich temporären Anlagen wie Baustelleninstallationen, die Luftverunreini-

gungen verursachen, Emissionserklärung gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

 X 

20. Bei Bauvorhaben der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung: Berechnung des Mindestabstands gemäss 

FAT-Bericht und Nachweis, dass der Mindestabstand gegenüber benachbarten Gebäuden und be-

wohnten Zonen eingehalten ist; 

 X 

21. Bei Bauvorhaben, einschliesslich temporärer Anlagen wie Baustelleninstallationen, mit erheblichen 

Emissionen von Luftverunreinigungen, Immissionsprognose gemäss eidg. Vorschriften (auf Verlangen 

der Baubehörde); 

 X 

22. Bei Bauvorhaben, die nichtionisierende Strahlung verursachen, Standortdatenblatt und Angaben ge-

mäss eidgenössischen Vorschriften; 

 X 

23. Bei Bauvorhaben, einschliesslich temporärer Anlagen wie Baustelleninstallationen, mit eigenen Lärm-

quellen Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften (Lärmprognose auf Verlangen der Baube-

hörde); 

 X 

24. Bei Bauvorhaben in lärmbelasteten Gebieten Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften;  X 

25. Unterlagen für die Bewilligung von Grabungen und Sondierungen, für Grundwasserabsenkung und 

Grundwasserentnahmen sowie von Wärmepumpen für die Benutzung von Wasser- oder Bodenwärme 

gemäss den Weisungen der kantonalen Fachstelle für Gewässerschutz; 

 X 

26. Lärmnachweis nach den Vorgaben der kantonalen Lärmschutzfachleute (Cercle Bruit) sofern 

Luft/Luft- oder Luft-/Wasserwärmepumpen vorgesehen sind; 

 X 

27. Angaben über Art und Menge der bei Ausführung des Bauvorhabens anfallenden Abfälle und Angaben 

über deren Entsorgung auf besonderem Formular (Entsorgungserklärung Amt für Natur und Umwelt); 

 X 

28. Bei Abfallanlagen (z.B. Deponien, Anlagen zum Sammeln und Aufbereiten von Abfällen aller Art, Abfall-

zwischenlager, Kompostieranlagen ab einer Kapazität von 100 Tonnen pro Jahr, KVA) Angaben und 

Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

 X 

29. Bestätigung, dass die erforderlichen Abklärungen zum Schutz gegen Radon getroffen wurden;  X 

30. Angaben und Vereinbarungen über allfällige Näher- und Grenzbaurechte und dergleichen sowie über 

allfällige dauernde oder vorübergehende Beanspruchungen fremder öffentlicher oder privater Grund-

stücke, unter Beilage vorhandener Auszüge aus dem Grundbuch (Einträge, Vormerkungen, Anmerkun-

gen); 

 X 

31. Bei BAB-Gesuchen: Angaben zu NHG-Schutzobjekten (Vegetation, Hecken).  X 
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Anhang 2 – IVHB Definitionen und Begriffe mit Skizzen und Erläuterungen gemäss  
Musterbaugesetz 2020 (MBauG2020) 

A: IVHB B: Ausnützungsziffer AZ (Art. 37a KRVO)  

 

… 

 

 

Anhang 3 – Abkürzungsverzeichnis 
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